
        
            
                
            
        

    
Weltweit

Belarus: Ist das Modell Lukaschenko am Ende?

Dieser Text entstand im September 2020

Belarus/Weißrussland gilt in hiesigen Medien vor allem als eine Diktatur. Für viele Linke in den postsowjetischen Ländern galt das Land als Hoffnungsträger und es wurden lange Debatten darüber geführt, ob die dortige Gesellschaft als sozialistisch zu betrachten sei. Umgekehrt sind viele libertäre Linke bereit bei allem Mitzumachen, was sich  gegen Diktatur richtet – weil alles als ein kleineres Übel erscheint.

 

Von: Alexander Amethystow 

 

Was macht die Republik Belarus so besonderes?

Tatsächlich unterscheidet sich die Entwicklung des Landes nach dem Zerfall der Sowjetunion stark von denen der Nachbarländer. Nachdem 1994 Alexander Lukaschenko die Präsidentschaftswahlen gewann, wurde der Kurs auf Privatisierungen und Stärkung des antisowjetisch-antirussischen Nationalbewusstseins ad acta gelegt. Der neue Präsident appellierte an die durch die ersten Reformen schnell entstandene Sowjetnostalgie und sah die Rettung der marktwirtschaftlich unrentablen aber weiterhin funktionierenden Industrie als nationale Priorität an.

Mit massiven Subventionen laufen in Belarus weiterhin die zur Sowjetzeit gebauten Werke. Die „harten aber notwendigen Maßnahmen“, von denen die Reformer*innen in Polen, in den baltischen Ländern und Russland sprachen, blieben der Republik erspart. Das sowjetische Sozialsystem wurde zwar runtergefahren, aber nicht komplett vernichtet. Im Unterschied zu den Nachbarländern gibt es in Belarus kaum absolute Armut, keine organisierte Kriminalität und keine unter sich konkurrierende Oligarchenklasse, die die Politik kräftig mitgestaltet.

Unter den positiven Eigenschaften des untergegangenen Realsozialismus, die er in seinem Staat nicht missen möchte, zählen für Lukaschenko neben der funktionierenden Industrie und der russischen Sprache auch die ominöse Einheit zwischen dem konsolidierten Volk und der Staatsführung. Weswegen es in Belarus auch keine ernsthafte Konkurrenz bei den Wahlen, keine unabhängigen Gewerkschaften, nur eingeschränkt oppositionelle Medien und kaum legale Protestmöglichkeiten gibt.

Einmal an die Macht gekommen, löste Lukaschenko das Parlament auf, änderte kurzerhand die Verfassung und regierte von nun an ohne Gewaltenteilung weiter. Es gibt in Belarus keine herrschende Partei, Staatsideologie oder Massenbewegung, auf die sich die Herrschaft stürzt. Die zentrale Institution von Lukaschenkos Modell ist der Präsident selbst. Sein Verdienst, dem Land die Massenschließung der Betriebe zu ersparen, schaffte ihm reale Unterstützung in der Bevölkerung. Der durch die staatlichen Medien geschaffene Kult und die Zensur gegen die Opposition leisteten ebenfalls einen Beitrag zu seinen wiederholten Wahlerfolgen.

Trotz der omnipräsenten sowjetischen Symbolik gibt es in Belarus selbstverständlich Privateigentum an den Produktionsmitteln und eine Marktwirtschaft. Bis 1998 wurden etliche Betriebe privatisiert. Jedoch verhindert der Staat durch seine Eingriffe die Pleite und darauffolgend Schließung von strategisch wichtigen Betrieben – was bei westlichen Experten für entsetztes Kopfschütteln sorgt. Der Staat drängt die Banken dazu, Kredite an die minusmachenden Betriebe zu vergeben. Aus Sicht der belarussischen Staatsführung ein Erfolg, werden doch dadurch Infrastruktur und Arbeitsplätze erhalten. Aus Sicht der „wohlmeinenden“ westlichen Beobachter eine grobe Verletzung der Regeln, die den längst überfälligen Marktabgang der Konkurrenzverlierer verhindert.

In der Landwirtschaft wurden die sowjetischen Kolchosen in Aktiengesellschaften umgewandelt. Auch hier kommen die staatlichen Subventionen massiv zum Einsatz, was die „Ernährungssouveränität“ der Republik gewährleisten soll. Die Lebensmittelpreise reguliert der Staat ebenso wie den Zugang der ausländischen Investoren (die es ja durchaus gibt) zum eigenen Markt.

Was hat das alles mit Russland und der EU zu tun?

Da Belarus auf Exporte angewiesen ist, braucht es, wie schon davor die UdSSR, Devisen für die Betätigung auf dem Weltmarkt. Lukaschenko redet seit seinem Machtantritt von der „Unabhängigkeit“, hat aber real mit einer doppelten Abhängigkeit zu tun. Seine antiimperialistische Rhetorik und Verweigerungshaltung gegenüber der EU und der NATO prämierte der große Nachbar im Osten mit Lieferungen von Energie zu „politischen“ Preisen. Erdöl und Gas fließen jedoch nicht nur von Russland nach Weißrussland, sondern auch von dort weiter in den Westen. Die noch aus der Sowjetzeit stammenden Raffinerien verarbeiten die Rohstoffe und verkaufen sie weiter ins Ausland. Rohstoffe aus Russland unter dem Marktpreis beziehen, mit der erhaltenen Industrie verarbeiten und dann zu Marktpreisen weiterverkaufen, die Gewinne zur Subvention der eigenen Wirtschaft verwenden und deren Produkte dann zollfrei nach Russland absetzen – das ist die ökonomische Formel des belarussischen „Sonderweges“.

Auch wenn Lukaschenkos Reden sich bisweilen wie die Verlautbarungen von Antiglobalisierungsforen anhören, ist das Land sehr wohl Teil des Weltmarktes und zudem extrem von Öl- und Gaspreisen abhängig. Sollte also Russland sich dazu entscheiden, die Bedingungen zu ändern oder aus dem Westen neue Sanktionen wegen Nichteinhalten von demokratischen oder marktwirtschaftlichen Regeln kommen, sollten sich die Weltmarktpreise ändern, dann gerät Lukaschenkos Modell mächtig ins Wanken. Eine Lösung in der Vergangenheit war, sich neue Absatzmärkte unter den ähnlich verfemten Staaten (Venezuela, Iran, Sudan usw.) zu suchen – was neue Sanktionen aus dem Westen einbrachte. Seit über zehn Jahren versucht Belarus, sich auch Hilfe von der anderen Seite zu verschaffen. Für die Staaten, die akute Probleme mit Zahlungsfähigkeit haben, bietet der Internationale Währungsfonds (IWF) Kredite an, um die sich Belarus immer wieder bemüht. Doch die Kredite gibt es nicht ohne Bedingungen, deren Erfüllung einer Demontage von Lukaschenkos Wirtschaftsmodell gleich käme. Die belarussische Wirtschaft soll sich endlich unsubventioniert der internationalen Konkurrenz stellen.

Je mehr die Nachbarländer zu Mitgliedern oder Vertragspartner*innen der EU werden, umso wichtiger wird Russland als Absatzmarkt für die belarussischen Waren. Da Russland nun mal auch ein kapitalistischer Staat ist, gibt es regelmäßig Krach zwischen Käufer und Verkäufer, wobei Russland – große Überraschung – den „politischen“ Preis für Öl und Gas als einen politischen Hebel benutzt. Sobald die Preise erhöht werden, wachsen belarussische Schulden. Als Schuldner sitzt Belarus gegenüber dem Gläubiger am kürzeren Hebel.

In Folge solcher Interessenkonflikte fror Minsk das bis dahin forcierte Projekt der Schaffung eines russisch-weißrussischen Unionsstaates ein. Ein Projekt, von dem sich viele sowjetnostalgischen Linke eine Wiedergründung der neuen UdSSR auf freiwilliger Basis versprachen, existiert seit 15 Jahren nur noch auf dem Papier. Dafür gibt es seit 2014 die Eurasische Wirtschaftsunion mit einem Binnenmarkt, jedoch ohne Perspektive von weiterer Verschmelzung zu einem Staat.

2009 trat Belarus dem „Östliche Partnerschaft“-Programm der EU bei. 2016 wurden die EU-Sanktionen gegen die „letzte Diktatur“ Europas aufgehoben. Womöglich spielte dabei Lukaschenkos Haltung in Ukrainekonflikt eine entscheidende Rolle. Die von den russischen Gegensanktionen betroffenen EU-Agrarprodukte werden über Belarus und unter dem belarussischen „Label“ nach Russland eingeführt. Es ist also nicht so, dass Lukaschenko nicht kompromissbereit oder für seinen westlichen Verhandlungspartner nutzlos wäre. Nur in puncto Machtteilung wollte das Minsker „Väterchen“ keine Abstriche machen. Da aber die EU durchaus begründet der Meinung ist, die Opposition sei noch kompromissbereiter und nützlicher, unterstützt sie fröhlich jeden Protest gegen Lukaschenko und verlangt von ihm „Demokratisierung“. Weil er ja kein Demokrat sei, läuft es auf Abgang aus.

Warum Proteste und wer protestiert gegen was?

Bei jeder Wiederwahl von Lukaschenko gab es Proteste, mal größere, mal kleinere. Jedes Mal wurde der Präsident mit Hilfe polizeilicher Mittel damit fertig und verwies dabei auf die Unterstützung der „einfachen Leute“, die hinter ihm stehen. Ausgerechnet 2020, im Jahr der Präsidentenwahl, kam die Corona-Krise. Lukaschenko zog konsequent die „pandemieskeptische“ Linie durch, was zur Folge hatte, dass es im Unterscheid zu Russland und den EU-Ländern keine staatlichen Hilfen und Entschädigungen für niemanden gab. Die innige Liebe der „einfachen Leute“ auf die das „Väterchen“ bisher stets verwies, dürfte infolge der Maßnahmen, die in Belarus in den letzten Jahren zwecks Wirtschaftsstabilisierung ergriffen wurden, Schaden erlitten haben. Noch vor Russland wurde in Belarus 2017 das Rentenalter erhöht, Streiks sind de facto verboten, Kündigungsschutz existiert nicht, die meisten Arbeiter*innen werden mit den einjährigen Kontrakten beschäftigt. Besonders originelle Maßnahme war 2017 die Einführung von „Steuer auf Arbeitslosigkeit“ die „Sozialschmarotzer“ zu Kasse bitten sollte.

Da keine zuverlässigen soziologischen Umfragen zugelassen wurden, rankten sich schon im Vorfeld der Wahlen wilde Spekulationen, wie es um die Zustimmung zum Präsidenten real bestellt sei. Die Logik einer „konsolidierten“ Demokratie verlangt aber, dass die Wahlergebnisse auf gar kein Fall schlechter ausfallen als die bisherigen, denn ansonsten würden die Maßnahmen wie die bisherigen Verfassungsänderungen fragwürdig erscheinen. Allerdings waren die Wahlergebnisse sehr schnell und einfach als Ergebnis von „Eingriffen“ zu überführen  – und dass, nachdem die aussichtsreichsten Kandidaten bereits im Vorfeld aus dem Verkehr gezogen wurden. Damit schuf Lukaschenko den unmittelbaren Anlass für die Proteste, bei denen sich alle Motive für Unzufriedenheit mit seiner Herrschaft nebeneinander artikulieren. 

Oppositionelle Parteien und Organisationen wurden ohne Rücksicht auf politische Ausrichtung aus der Öffentlichkeit gedrängt. Es stimmt zwar, dass bisher die größten oppositionellen Gruppen mit einem national-liberalen Programm auftraten, aber auch einige sozialdemokratische, kommunistische und anarchistische Gruppen wurden mit Repression überzogen. Bei den gegenwärtigen Protesten spielen die alten „nationalen“ Oppositionsparteien (Christdemokraten, Belarussische Volksfront, Vereinigte Bürgerpartei) eine auffällig kleine Rolle. Bezeichnenderweise spricht einer der führenden Köpfe der Proteste, der Manager einer dem russischen „Gazprom“ zugehörigen Bank Wiktor Babariko besser russisch als belarussisch und akzentfreier als Lukaschenko. Dass der Minimalkonsens der Protestierenden die Forderung nach faireren Wahlen bildet, ist schon vielsagend und keineswegs so neutral, wie es unbedarften Beobachter*innen vorkommt. Von der Forderung der Herrschaftsermächtigung nach Regeln versprechen sich diejenigen am meisten, die Lukaschenkos System zugunsten von „normalem“ Kapitalismus, den es allerdings in Belarus noch aufzubauen gilt, verwerfen wollen. Als Rettung der infolge der Ölpreisflaute erschütterten Wirtschaft fallen denen zuallererst die Kredite des IWF ein. Der Blogger Sergei Tichanowski berichtet gern über die heldenhaften Farmer*innen und Kleinunternehmer*innen, die unter der staatlichen Bürokratie leiden. Seine Ehefrau und Ersatzkandidatin Swetlana spricht in ihrem Wahlprogramm davon, dass die „Menschen sich selber Arbeitsplätze schaffen sollen“. Dafür sollen für „kleine und mittelständische Unternehmen Barrieren abgebaut werden“. Weitere neue Arbeitsplätze sollen durch ausländische Investitionen geschaffen werden. Die rentablen Staatsbetriebe sollen weiterlaufen, über alle anderen dürfen „die Spezialisten entscheiden“. Babariko verlangt eine Liberalisierung der Wirtschaft und den Austritt des Landes aus dem Militärbündnis mit Russland. Der langjährige Mitstreiter Lukaschenkos Waleri Zepkalo verspricht jedem Bürger drei Hektar Land als staatlich geschenktes Privateigentum. Die stolzen Belarussen sollen nicht länger ihr Dasein als Lohnarbeiter*innen in Kolchosen und Sowchosen fristen, sondern „Herren ihres Landes werden“. Das bedeutet aber nicht, dass alle Protestierenden Anhänger*innen solcher Forderungen seien. Die Zusammensetzung des am 18. August gebildeten Koordinationsrates der Opposition lässt jedoch kaum daran zweifeln, dass im Falle des Abganges Lukaschenkos „schmerzhafte, aber notwendige“ Marktreformen anstehen. Der einzige Vertreter der streikenden Arbeiter*innen, Sergei Dylewski, trägt zwar ein Anarchie-Zeichen-Tattoo, sagt aber von sich, keine politische Ansichten zu haben. Nach den eigenen Angaben hat er früher für den Oppositionellen Schriftsteller Wladimir Nekljajew gestimmt. Jetzt unterstützt er Swetlana Tichanowskaja.

Die Arbeitsniederlegung der Arbeiter*innen in den Staatsbetrieben versetzte zwar dem offiziellen Bild Lukaschenkos als Beschützer der „einfachen Menschen“ einen schweren Schlag, jedoch weitete es sich nicht zur einem Generalstreik aus. Bestreikt wurden eben nur staatlichen Betriebe, während die Opposition gerade Polizist*innen dazu aufruft zu kündigen und ihnen neue Jobs bei oppositionellen Arbeitgeber*innen verspricht. Gerade fungieren die Streikkomitees nicht als proletarisches Korrektiv oder gar Gegengewicht zum bürgerlich-liberalen Koordinationsrat der Opposition.

Die oppositionellen linken Organisationen nehmen aktiv am Protest teil, haben sich aber bisher wenig mit einem eigenem Programm profiliert. Die belarussische vereinigte Linkspartei „Gerechte Welt“, gegründet von den oppositionellen Mitgliedern der Kommunistischen Partei ist inzwischen eher eine gemäßigte Kraft, die ihre Zukunft als ein Teil des pluralistischen Parteispektrums nach Lukaschenko sieht. Die Belarussische Partei der Werktätigen (BPT) mit etwas mehr als 1.000 Mitgliedern hat keine offizielle Registrierung. Sie orientierte sich lange Zeit an der Gewerkschaftsbewegung, arbeitete aber auch mit der liberalen Opposition zusammen. Der marxistische Zirkel „KrasnoBy“ interveniert in die Proteste mit den Aufrufen, Streikstrukturen auszubauen und sich dabei von dem Koordinationsrat unabhängig zu machen.

Es gibt auch die linken Verteidiger des Präsidenten, vor allem die Kommunistische Partei von Belarus (KPB), die zur Pro-Lukaschenko-Kundgebungen mobilisiert. In einer gemeinsamen Erklärung mit den kommunistischen Parteien Russlands und Ukraine gibt sie ihre Gründe zur Protokoll: „Es ist notwendig, das zu bewahren, was im Laufe vieler Jahre geschaffen wurde“. Zur Seite springt auch der Führer der Kommunistischen Partei der Russischen Föderation (KPRF) Gennadi Sjuganow, der sich vor allem um die russischen Nationalstaatsinteressen seinen Kopf zerbricht: „Schließlich werden in Belarus sogar Fahrgestelle für ›Jars‹- und ›Topol-M‹-Raketen hergestellt. Wir selbst sind nicht in der Lage, sie zu produzieren. Sogar unser U-Boot-Flotten-Managementsystem befindet sich größtenteils auf dem Territorium von Belarus. Alle unsere Öl- und Gaspipelines, alle unsere direkten Verbindungen nach Europa führen durch Belarus. Daher ist die Frage für uns absolut prinzipiell.“

Im anarchistischen Spektrum läuft seit längerem eine Auseinandersetzung zwischen linksnationalistischen Gruppen wie „Poschug“ und „Volny Chaurus“ („Freie Union“), die belarussische Identität stark machen und dem gegenüber allen Nationalismen kritisch eingestellten Kollektiv „Pramen“. Zwar sind alle anarchistischen Gruppen gegen Lukaschenko eingestellt, jedoch stehen die „Ethnoanarchist*innen“  in vielen Punkten der rechten Flügel der Opposition näher. 

Nach dem Abflauen der Streiks Anfang September agitiert „Pramen“ für Straßenblockaden und Gründung von neuen Gewerkschaften, bisher ohne Erfolg. Daneben machte die militant-plattformistische „Revolutionäre Aktion“ von sich reden. Die betonte Gewaltlosigkeit der aktuellen Proteste steht aber in starken Kontrast zu deren bisherigen Aktionismus. Die Frage nach möglicher Gegenwehr wird aber weiterhin aufgeworfen. 

Die große  Frage für die anarchistischen Lukaschenko-Gegner*innen bleibt: wie damit umgehen, dass die Protestbewegung eindeutig für parlamentarische Demokratie und Nationalstaat eintritt, größtenteils auch für Kapitalismus. Selbst Sergei Dylewski, der „bekannteste Arbeiter von Belarus“ (so die belarussische Zeitung „Nowaja Gaseta“), sagte in einem Interview, dass der Streik  der Minsker Traktorenwerk (MTS) politische und nicht soziale Ursachen habe. Demokratische Kritik prangert Diktatur als Herrschaft ohne (ausreichende) Zustimmung der Bevölkerung an. Die Anarchist*innen sind sich im Bezug auf die Diktatur zwar einig, aber haben keine Klarheit zur Demokratie: ist es eigentlich eine gute, nur nicht genügend verwirklichte Sache, verschleierte Form der Diktatur oder tatsächlich eigene Form der Herrschaft, die über Zustimmung funktioniert? Die Diskussion darüber wird beim Abgang Lukaschenkos unvermeidlich sein.

 

 


Neuer Krieg im Berg-Karabach – Berufung auf Recht, Ruf nach Verbündeten

Von: Alexander Amethystow

Zwischen Armenien und Aserbaidschan herrscht Krieg. Am 27. September verhängte Armenien, Mitglied der Organisation des Vertrags über kollektive Sicherheit (OVKS) das Kriegsrecht und rief zur Mobilmachung auf. Als Grund dafür werden Angriffe des benachbarten Aserbaidschan auf die formell unabhängige, aber de facto zu Armenien gehörende Republik Bergkarabach (Arzach) genannt. Der Nachbar leugnete seinerseits die Offensive nicht und verweist darauf, dass es sich beim attackierten Bergkarabach völkerrechtlich gesehen um sein eigenes Territorium handelt, weshalb es sich eigentlich um eine Befreiung von einer fremden Besatzungsmacht handle. Das völkerrechtliche Argument aufgreifend, meldete sich auch der türkische Präsident Recep Tayyip Erdogan zu Wort und wünscht Aserbaidschan viel Erfolg und wenig Störung von außen.

Der Militäretat des erdölreichen aserbaidschanischen Staates übersteigt das gesamte Staatsbudget von Armenien bei weitem. Armenien ist zwar über die OVKS nicht nur mit Belarus, Kasachstan, Kirgistan und Tadschikistan, sondern auch mit der Atommacht Russland verbündet. Aber formell führt Aserbaidschan seinen Krieg nur gegen die von niemandem, nicht mal von Armenien selbst anerkannte Republik Bergkarabach — für die OVKS liegt also kein Bündnisfall vor.

Die mit zahlenmäßiger und technischer Übermacht konfrontierte Regierung in Jerewan greift nach den letzten Strohhalmen, indem sie darauf verweist, dass a) Armeniern ein neuer Genozid drohe (Appel an die Weltöffentlichkeit), b) in Wirklichkeit auf der Gegenseite türkische Truppen oder zumindest islamistische Söldner aus Syrien kämpfen (Appel an russische Interesse am Erhalt des eigenen Machtbereiches in der Region) und schließlich, c) darauf, dass man eine „junge Demokratie“ sei, während in Aserbaidschan eine korrupte Dynastie diktatorisch regiert (Appel an die westlichen Mächte, die sich als Betreuer der Demokratie weltweit aufführen).

Niemand bestreitet ernsthaft, dass der aserbaidschanische Präsident Ilham Alijew die Ölreserven des Landes faktisch zum Eigentum seiner Familie machte, womit die politische wie wirtschaftliche Konkurrenz in der Republik ihr Ende nahm. Auch dass die Türkei sich ganz ohne Rücksicht auf ihre NATO-Partner in einen laufenden Konflikt einmischt, ist kein Geheimnis.

Doch zugleich ist Aserbaidschan ein wichtiger Handelspartner sowohl Russlands als auch aller westlichen Mächten – unter anderem ist es der größte Wirtschaftspartner der Bundesrepublik in Transkaukasien. Die Weltmächte kommen ihrer Pflicht nach, indem sie von beiden Konfliktparteien Feuereinstellung verlangen, was allerdings zunächst keinerlei Wirkung hat. Die Türkei und Afghanistan stellen sich offiziell auf die Seite Aserbaidschans und betonen dabei den eindeutigen völkerrechtlichen Status der besetzten Gebiete.

Recht der Völker vs. Völkerrecht 

Beim Zerfall der UdSSR beriefen sich sowohl Armenier wie auch Aserbaidschaner auf das von der Kommunistischen Partei der Sowjetunion (KPdSU) propagierte „Recht auf nationale Selbstbestimmung“, die Prinzipien der Sowjetunion gegen die sowjetische Realität wendend. Dabei kam es zu einer Situation, bei der dasselbe Gebiet von zwei Nationalismen gleichzeitig mit dem selben Rechtstitel beansprucht wurde.

In Moskau, Jerewan und Baku betonte man gleichzeitig die Wichtigkeit des Rechtes der Nationen. Offen blieb, was das real bedeutet, wenn in Bergkarabach Gruppen beider konkurrierender Nationen leben und beide auf ihre nationale Souveränität pochen.

Als Argumente dienten archäologische Funde, mittelalterliche Chroniken und Ornamente auf alten Ruinen – daran sollte festgemacht werden, wer sich zuerst wo angesiedelt hat und nun über die anderen mit der eigenen Staatsgewalt regieren darf. Wenig überraschend konnten sich Historiker, Archäologen und Linguisten der beiden Seiten nicht einigen. Zwei gleiche, aber einander ausschließende Rechtsansprüche standen im Raum – dazwischen konnte nur Gewalt entscheiden, die nicht auf sich warten ließ.

Aserbaidschan reklamierte für sich noch ein weiteres Recht – andere Staaten erkannten es in den alten sowjetischen Grenzen an, inklusive des umstrittenen Karabach. Auch nachdem Armenien den Krieg gewann, ein Viertel des aserbaidschanischen Staatsgebietes besetzte und Aserbaidschaner vertrieb sowie zahlreiche armenische Flüchtlinge dort ansiedelte, also vollendete Tatsachen schuf, ist die Leitlinie der aserbaidschanischen Politik, dass das Territorium eigentlich Aserbaidschan gehört. Die Parole ist: Auf diesen Boden gehören Leute mit anderem Blut, als die, die dort tatsächlich wohnen. Die ganzen vergangenen Jahre bereitete der aserbaidschanische Staat den aktuellen Wiedereroberungsfeldzug vor. 

Die reale Grausamkeit der beiden Rechtskonzeptionen – Völkerrecht und Recht der Völker – zeigt sich im Karabachkonflikt in ihrer ganzen Pracht. Seit Ende der 1980er-Jahre fielen ca. 20.000 Menschen dem Konflikt zum Opfer, Hunderttausende wurden zur Flüchtlingen. Die Forderung nach der „historischen Gerechtigkeit“ bedeutet blutige Korrekturen der bestehenden Grenzen und der Bevölkerungszusammensetzung.

Neues Armenien – Probleme mit den alten Verbündeten 

Seit der gegenwärtige armenische Regierungschef Nikol Paschinjan 2018 die zwanzigjährige Herrschaft der mit Russland eng verbündeten „Republikanischen Partei“ (RPA) beendete1

, steht Armenien unter besonders aufmerksamer Beobachtung ihres bisher wichtigsten Partners in der Region. Die neue Regierung beteuert zwar, weiterhin zum Bündnis mit Moskau zu stehen, die Kampagne gegen die Korruption der bisherigen Regierung traf aber wichtige politische und wirtschaftliche Partner Russlands im Land. 

Die gesamte ehemalige Führung der RPA wurde von den Ermittlungen erfasst, erst die Straf- und dann auch die Verfassungsrichter wurden aus ihren bisherigen Positionen gedrängt, um die Verurteilungen in den Prozessen zu ermöglichen. Paschinjans Regierung kam mit der Vorstellung an die Macht, das nationale Glück wäre von einer verdorbenen und verantwortungslosen politischen Klasse vereitelt worden. Die hohen Arbeitlosen- und Armutsqoten sollten vor allem durch konsequentes Auswechseln und Einsperren des Führungspersonals bekämpft werden. Dadurch solle das Land attraktiv für ausländisches Kapital werden.

Dieser Ansatz ändert aber nichts an der Mittellosigkeit und Ohnmacht des armenischen Staates, der Russland um politische Preise für Strom und Rohstoffe bitten muss. Die als „Reform“ deklarierte Antikorruptionskampagne kommt zudem bei Moskau nicht gut an. Als der ehemalige Präsident Armeniens und Bergkarabachs Robert Kotscharjan vor Gericht gestellt wurde, erreichten die Beziehungen zu Russland den bisherigen Tiefpunkt. Russische Medien beschuldigten Armenien „antirussische NGOs“ zu beherbergen und Anlehnung an die EU zu suchen. Im August 2020 schränkte Armenien die Ausstrahlung von russischen Fernsehkanälen ein.

Die Peinlichkeit nun Russland offiziell um militärischen Beistand zu bitten, spart sich Paschinjan. Von den anderen OVKS-Staaten ist ohnehin nicht zu erwarten, dass sie sich mit Aserbaidschan und perspektivisch mit der Türkei auch nur diplomatisch anlegen. Armeniens Hoffnung bleibt einfach, dass die Angst vor Erdogans Machtzuwachs im Westen oder bei Russland doch noch überwiegt.

 

 

 


Kultur & Alltag

Batailles Sicht auf die Erotik

 

Von: Maurice Schuhmann

 

„Von der Erotik ist es möglich zu sagen, dass sie die Bejahung des Lebens bis in den Tod ist.“ schreibt Georges Bataille (1897-1962) einleitend im 1957 erstmalig bei Edition Minuit erschienenen Essay „Die Erotik“. Der Soziologe und Erotikautor Bataille versucht nicht weniger, als sich anthropologisch,  soziologisch und ökonomisch der Thematik der Erotik zu nähern. Er geht davon aus, dass man sich der Erotik nicht wissenschaftlich nähern kann, weil Wissenschaft in ihrer disziplinären Fokussierung immer nur einen spezifischen Blickwinkel hat. Erotik sei hingegen immer nur in voller Gänze zu erkennen. Den Aufbau seines Essays beschreibt Bataille selber wie folgt: „Ich werde nacheinander von diesen drei Formen sprechen, nämlich von der Erotik der Körper, von der Erotik der Herzen und schließlich von der sakralen Erotik.“ Dabei ist die Verbindung von Sexualität und Tod ein wichtiger Bestandteil seiner Untersuchung. „Die Erotik öffnet für den Tod. Der Tod öffnet für die Negation der individuellen Fortdauer.“ An späterer Stelle heißt es dann: „Der letzte Sinn der Erotik ist der Tod.“ Bezüglich der Verbindung von Sexualität und Tod zeigt sich wieder einmal die Bedeutung der Freud-Lektüre von Bataille. Er hatte als junger Mann begonnen, Freud zu lesen, und bezeichnete ihn auch später als eine der wichtigsten Ressourcen für sein eigenes Denken. Vor allem auf Freuds Text Totem und Tabu finden sich in seinem Werk – und nicht nur in Die Erotik – immer wieder Verweise. Ebenso beschäftigt ihn das Verhältnis von Sexualität und Gewalt. Es zieht sich wie ein roter Faden durch Batailles Werk. Ein weiterer interessanter Aspekt ist der stetige Rückgriff auf das Mensch-Tier-Verhältnis. Dies wurde u.a. von Giorgio Agamben in seiner Studie „Das Offene“ thematisiert. 

 

Neben dem eigentlichen  Essay „Die Erotik“ sind auch weitere, kürzere Texte von Bataille im zweiten Teil des Buches abgedruckt – wie z.B. der Vortrag „Erotik und die Faszination des Todes“ mit anschließender Diskussion und sein Vorwort zu „Madame Edwarda“. Mehrere davon beziehen sich explizit auf den Marquis de Sade („Der souveräne Mensch Sades“, „Sade und der normale Mensch“), als dessen größten Adepten im Umfeld der Surrealisten ihn André Breton einst bezeichnete. Seine diesbezüglichen Arbeiten sind auch für die moderne Sade-Forschung von großer Bedeutung.

 

Eine Beachtung verdienen auch die von Bataille gewählten Illustrationen. Es handelt sich u.a. um ethnologische Aufnahmen, z.B. von Voodoo-Ritualen, Griens „Der Tod umarmt eine nackte Frau vor einem offenen Grab“ und eingangs um eine bis dato unveröffentlichte Zeichnung von André Masson zu Sades Novelle „Justine“. 

 

Der Essay ist dem Surrealisten Michel Leiris gewidmet. Das Nachwort hat der Philosoph und Bataille-Forscher Michel Surya wie auch z.B. bei seinem Roman „Das Blau des Himmels“ beigesteuert. Er gehört zu den besten Kennern des Bataille‘schen Werkes und ist Gründer der Zeitschrift „Lignes“. 

 

Im selben Jahr, in dem auch „Die Erotik publiziert wurde, erschien noch Batailles Aufsatzsammlung „Die Literatur und das Böse“ (Matthes & Seitz) bei Gallimard, in der sich u.a. brilliante Aufsätze über Sade und Jean Genet finden. Ursprünglich plante Bataille eine eigene Aufsatzsammlung zu Marquis de Sade. Da aus diesem Projekt nichts wurde, sind seine Aufsätze verstreut erschienen. 

 

Der hier vorliegende Essay ist zweifelslos einer der wichtigsten modernen Texte über Erotik. Neben jenem Essay gibt es u.a. von Bataille noch eine gemeinsam mit dem Kunstkritiker Lo Duca verfasste Schrift über die „Tränen des Eros“ (Matthes & Seitz) sowie eine Anzahl erotischer Kurzgeschichten und Novellen, die partiell in „Das obszöne Werk“ (Rowohlt Verlag) in deutscher Sprache publiziert wurden.  

 

Der Essay ist nach wie vor für jede*n Pflichtlektüre, der*die Erotik reflektieren möchte oder sich mit dem weiten Feld der menschlichen Sexualität beschäftigen möchte. 

 

 

 

Georges Bataille: Die Erotik, Matthes & Seitz Berlin 2020, ISBN: 978-3957579102, 475 S., Preis: 16 Euro. 


Analyse & Diskussion

Auf den Spuren der Frau Holle – Geschichtsauseinandersetzung im Naturpark

 

Von: Kollektiv Geschichte & Widerstand

 

Seit mehr als 30.000 Jahren ragt der Hohe Meißner, ein Hochplateau aus Basalt, aus der umliegenden Landschaft und ist damit für gut 50 Kilometer aus allen Himmelsrichtungen sichtbar. Solche Naturerscheinungen, insbesondere Erhebungen, die in alle Richtungen gut sichtbar sind, hatten für die Menschen von langher eine oft mystische Bedeutung – viele Sagen und Mythen ranken sich um Berge, Höhlen, Bäume oder Steinformationen. In der Region um den Hohen Meißner drehen sich viele der Geschichten um Frau Holle. Seit 2017 heißt der den Hohen Meißner umgebende, in Nordhessen gelegene Naturpark „Frau-Holle-Land“. In der Selbstbeschreibung des Naturparks wird auf den Bezug zu Frau Holle eingegangen: 

 

„Die Menschen in unserem Geo-Naturpark kennen sie noch, die alten Geschichten über Frau Holle: Neugeborene Kinder kommen aus ihrem Teich am Hohen Meißner, steigt Nebel aus den Wäldern so kocht sie oder hält Waschtag. Kein Wunder, dass die Brüder Grimm von Kassel aus über Hessisch Lichtenau und Großalmerode so manchen Ausflug zum Meißner unternahmen, um sich Geschichten erzählen zu lassen und sie aufzuschreiben.“2

 

 

 

Für uns als Initiative „Geschichte & Widerstand“ sind gerade diese alten Geschichten von enormer Bedeutung. Über diese Geschichten erfahren wir viel mehr über die Realitäten der Gesellschaften als aus der oft aus männlicher Perspektive geschriebenen Ereignisgeschichte. Denn gerade weil die Geschichtsschreibung patriarchal geprägt ist, finden wir die demokratischen Elemente der Geschichte in den meisten Geschichtsbüchern nicht.

 

Auf der Website und in den Infobroschüren des Geo-Naturpark „Frau Holle Land“ wird Frau Holle in eine Linie der vielen Göttinnen-Figuren gestellt, die für die Gesellschaften Mitteleuropas lange eine zentrale Rolle spielten und vielerorts bis heute präsent sind. Dieser Glaube an Göttinnen, und davon zeugen auch die Frau Holle-Geschichten – wenn auch in veränderter Form – ist Ausdruck einer stärkeren Verbindung zur Natur. Gleichzeitig ist der Glaube Ausdruck von gesellschaftlichen Werten wie Kollektivität, Solidarität und Gleichheit. Mit dem Verblassen der Sagen und dem Zurückdrängen des Glauben an die Göttinnen sind diese Werte in den Hintergrund getreten und durch ein System, was wir heute als Kapitalistische Moderne beschreiben, überlagert worden.  

 

Genau wie der Göttinen-Glaube viel länger und weitgehender in der Gesellschaft fortbestand, als die allgemeine Geschichtsschreibung über die „abgeschlossene“ Christianisierung uns weismachen will, sind auch die Werte und die Verbindung zur Natur nie ganz verloren gegangen. Wir finden sie wieder in einem fortlaufenden demokratischen Strang der Geschichte. In Form von Widerständen und alternativen Lebensweisen. 

 

Uns geht es nicht nur darum Wissen zu vermitteln, sondern darum ein Gefühl zu entwickeln, wie die Menschen vor uns gelebt haben, wie ihre Beziehungen zueinander waren, wie sie sich organisiert haben. Aus diesen Gründen sehen wir Ausflüge, Begegnungen, Lieder, Sagen, Mythen und Geschichten als Teil unserer Arbeiten zum Geschichtsverständnis. Nur durch ein Verständnis und ein Bewusstsein über unsere Geschichte werden wir verstehen können, wie wir dahin kamen, wo wir jetzt sind. Und nur so werden wir Lösungen finden für die gesellschaftlichen Probleme mit denen wir uns heute konfrontiert sehen. 

 

Ein Berg als Träger von Geschichte

 

Bei unserem Ausflug zum Hohen Meißner haben wir ein Ort vorgefunden, der Geschichte aus vielen Epochen in sich trägt: In der Jungsteinzeit ein Berg mit vielen heiligen Orten und Kultstätten. Es gab die Vorstellung das sich dort der Zyklus des Lebens jeden Morgen, jeden Frühling, mit jeder Geburt erneuert. Im Mittelalter war der Berg noch viel bewohnter und belebter als heute. Früh wurde Bergbau betrieben. Die Menschen lebten aufgrund der noch weniger technisierten Abbauweise direkt am Hang des Berges. Heute sind von diesen Siedlungen nur noch Ruinen übrig. Und schließlich in der Moderne, mit der beginnenden Industrialisierung, war der Berg für die Menschen der Region, aber insbesondere für die Jugend in Form der Bündischen und Wandervögelbewegung, ein Ort um dem Grau und der Enge der Städte zu entkommen und der Natur nahe zu sein. An freien Tagen und Wochenenden strömten wohl noch viel größere Wandergruppen auf das Hochplateau des Meißners als heute. 

 

Göttinen – Beschützerinnen des Landes 

 

Ausgrabungen an verschiedenen Orten Europas und Mythen belegen den Glauben an Göttinnen.  Damit wird ein noch ganz anderes Verständnis der Rollen der Geschlechter in der Gesellschaft verbunden. Bis heute zeugen die Namen vieler Orte davon, welche Bedeutung Göttinnen für die Menschen für lange Zeit hatten. Bis heute finden wir viele „Frauenberge“ und „Mariendörfer“. „Bielefeld“, „Bilstein“ gehen auf die Göttin „Borbet“ zurück. Die Göttin „Ambet“ gab „Arnstein“ und „Arnsberg“ den Namen. Die germanische Erdgöttin Freya finden wir noch heute im Freitag. Europa und Athene waren Göttinnen der griechischen Mythologie. Darüber hinaus sind im Lateinischen alle Landes-, Städte- und Flußnamen weiblich. Das Wort „Erde“ ist in allen Sprachen weiblich.  

 

Die Göttinnen traten als Beschützerinnen des Landes und deren Bewohner*innen auf. Die germanische Göttin Freya beispielsweise soll im Frühling auf ihrem von Katzen gezogenen Gefährt über die Felder geflogen sein. Sie segnete damit die Felder der Menschen. Das Ehren von Freya war  direkt mit der Hoffnung auf eine gute Ernte verbunden. 

 

Der wichtigste Punkt für uns bezüglich der Göttinnen ist: Sie sind nicht Herrscherinnen über die Gesellschaft sondern ein Teil der Gesellschaft. Die Göttin sprach durch Priester*innen zur Gesellschaft. Diese vermittelten ihr Wort, schlichteten Konflikte und richteten über Handlungen Einzelner, wenn sie sich sich gegen die gemeinschaftlichen Werte richteten. 

 

In vielen Geschichten und Mythen kämpfen Göttinnen gegen patriarchale Angriffe. Die Zeiten aus denen diese Überlieferungen stammen, können wir als eine Umbruchszeit vom Matriarchat zum Patriarchat verstehen. Dieser Umbruch vollzog sich jedoch nicht von heut auf morgen. Lange Zeit galten die männlichen Anführer eines Stammes noch als „Geliebte“ der Göttin. Ausdruck fand dies in dem Ritual der Heiligen Hochzeit. Der Heirat der Göttin, oft symbolisiert durch eine Priesterin, mit dem Stammesführer. Dieses Ritual ist keinesfalls zu vergleichen mit der päpstlichen Salbung von Kaisern. Die Anführer waren der Göttin und damit konkret ihren Priesterinnen rechenschaftspflichtig. Die Priesterinnen wachten darüber, dass sich die Handlungen des Anführers  nicht gegen die Gesellschaft richteten. Wir können von einer weniger patriarchalen, machtvollen Politik ausgehen, sondern vielmehr von einer Politik und Leitung des Stammes, die mehr dem demokratischen Willen desselben entsprach und in der beispielsweise Unterdrückung aufgrund des Geschlechts und Ausbeutung noch viel schwächer ausgeprägt war. 

 

Frau Holle – Vertreterin der Demokratischen Gesellschaft

 

Der Hohe Meißner wird auch als Frau-Holle-Berg beschrieben. Es heißt sie habe dort gewohnt. 

Die beschriebene Rolle der Göttinnen trifft auch auf Frau Holle zu und findet sich auch in einer Beschreibung des Naturparks „Frau Holle Land“ wieder: „So vielfältig wie die Geschichten um Frau Holle sind, so vielfältig sind auch ihre Erscheinungsformen, von denen auf den folgenden Seiten berichtet wird. Mal erscheint sie gütig, belohnend, segensreich und helfend, mal strafend und wild. Mal ist sie ein junges, venusgleiches Wesen, mal Mütterchen oder gar langnasige und großzähnige Alte mit verworrenem Haar.“

 

Wie die Informationstafeln an den verschiedenen Frau-Holle-Orten auf dem Hohen Meißner ausführen, lassen sich schriftliche Spuren von Frau Holle bis vor 1000 Jahren finden. Viele Hinweise lassen aber davon ausgehen, dass es Geschichten um Frau Holle schon sehr viel länger gibt. Viele Forschende und Märchensammelnde gehen davon aus, dass sich die Figur der Frau Holle aus verschiedenen Germanischen Göttinnen, insbesondere der Göttinnen Freya und Hel, entwickelte. Andere sehen große Überschneidungen mit weiteren europäischen Göttinnen, wie der Römischen Göttin Diana.

 

Mit dem Ausflug zum Hohen Meißner haben wir besser verstanden, dass das Bild der Christianisierung Europas etwas schief ist und nicht der Realität entspricht. Die Regionen, in denen Frau Holle eine hohe Bedeutung hat, genau wie zahlreiche andere Orte, zeugen davon, dass der weit verbreitete „Volksglaube“ eben nicht christlich war. In Mitteldeutschland haben die Menschen noch lange, weit über die Christianisierung hinaus, an Frau Holle geglaubt. Insbesondere gehen wir davon aus, dass für viele Frauen Frau Holle eine viel größere Bedeutung hatte als das Christentum – auch wenn die Region bereits als „christianisiert“ galt. 

 

Wenn nun also selbst auf der Tafel im neu eröffneten „Geo-Naturpark Frau Holle Land“ davon gesprochen wird, dass im 11. Jahrhundert in Bischofsdekreten von der „Dummheit des Volkes“ gesprochen wird, welches der Frau Holle anhängen würde, müssen wir jetzt verstehen, dass diese „Dummheit des Volkes“ ganz im Gegenteil ein gesellschaftliches System von Werten war, das sich gegen die Patriarchalisierung, Christianisierung und die Ausbeutung der Gesellschaft richtet. 

 

Der einfache Glaube an Frau Holle und andere Göttinnen (und das Weitererzählen der Geschichten) steht für ein anderes Miteinander in der Gesellschaft, für ein anderes Verhältnis zur Natur und für eine andere gesellschaftliche Rolle von Frauen und Müttern. Aus den schriftlichen Quellen der Kirche hingegen, über Frau Holle, über Hexen, über Dämoninnen, spricht eine krasse Gewalt, die ihren schmerzhaften Ausdruck in dem größten Femizid der Geschichte, der Hexenverfolgung, findet. Mit diesen Angriffen wurden nicht nur Millionen Frauen vernichtet und gedemütigt, sondern genau dadurch konnte eine neue Form der Macht über die Gesellschaft durchgesetzt werden. Das Weitertragen des Glaubens an Frau Holle ist Teil des Widerstands insbesondere der Frauen gegen die fortschreitende patriarchale Ausbeutung der Gesellschaft und die Zerstörung der gesellschaftlichen Moral. Moral stellt für uns einen zentralen Punkt da. Mit den Werten, mit der Moral, die in den Mythen um Frau Holle vermittelt werden, ist Ausbeutung und Unterdrückung von Geschlechtern nicht vereinbar. Beispielweise „bestraft“ Frau Holle in dem Mythos „Der Honighof“ einen gierigen, unmoralischen Proto-Kapitalisten, der immer mehr möchte, sich nicht um die umliegenden Höfe und Famillien schert und ein Gewaltregime aufbaut. 

 

Die Beschäftigung mit diesen Geschichten gibt uns Aufschluss über das gesellschaftliche Miteinander, über die Verfasstheit der Gesellschaft und bricht mit einem einfachen Geschichtsverständnis, welches die Geschichte Mitteleuropas als eine Aneinanderreihung von Kriegen darstellt, in welcher es dann über die Aufklärung den Bruch hin zu „demokratischen“ Nationalstaaten gibt. Nein, wir denken gerade in der Verfasstheit der Gesellschaft von Jungsteinzeit bis Neuzeit finden sich die ganze Zeit demokratische Werte, alternative Lebensweisen und Widerstand. Das wollen wir kennenlernen und daraus Kraft schöpfen. Diese Verfasstheit finden wir in den frühen Darstellungen der Frau Holle und wir verstehen sie daher als „Vertreterin der Demokratischen Gesellschaft“. 

 

Die Frau Holle Erzählungen haben immer einen starken lokalen Bezug. In den meisten Mythen tauchen bekannte Ortsnamen, Berge und Flüsse auf. Regional variieren ihre Namen. In manchen Regionen ist Frau Holle weitestgehend unbekannt, dafür ist es dann im Südlichen Deutschsprachigen Raum Frau Pechta bzw. Frau Bercht, im Norden Frau Frigg, im slawischen Sprachraum die Baba Jaga, über die es verschiedene Erzählungen gibt.  

 

In der Bezugnahme oder auch dem „Heiligsprechen“ von Naturerscheinungen oder regionalen Persönlichkeiten drückt sich die Liebe der Menschen zu ihrer Umgebung, zu den Menschen mit dem gleichen Dialekt, lokalem Essen und anderen Besonderheiten aus. Diese Bezugnahme ist dabei nicht ausschließend, sondern entspricht der Annäherung Einheit in Vielfalt. Das heißt es wird nicht ein Stamm, ein Dialekt etc. über die Anderen gestellt, sondern die Unterschiede werden als bereichernd angesehen. Die Mythen aus dem deutschsprachigen Raum „Der Heimchenkönigins Überfaht“, „Die ausgeblasenen Lichtlein“, „Perchtha, die Heimchenkönigin“  und „Als die Zwerge fortzogen“ sind vom Inhalt her sehr ähnlich – sie beschreiben die gewaltvolle Christianisierung. Sie spielen aber in verschiedenen Regionen von den Alpen bis an die Ostsee, unterscheiden sich in ihrer Sprache, in ihren Prägungen und Betonungen, gleichen sich aber in den vermittelten Werten und dem Widerstand. 

 

In den Mythen geht es also viel um einen Bezug zur Heimat. Und Menschen bauen auch durch genau diese Geschichten und Erzählungen eine Verbindung zu ihrer Region, zu ihrer Heimat auf. Damit führt uns der Hohe Meißner auch zu einer Auseinandersetzung mit dem Heimatsbegriff.

 

Heimat – Der Bezug zur Natur

 

Neben der Auseinandersetzung mit Muttergöttinnen und Frau Holle sind wir durch den Hohen Meißner auch mit dem Begriff der Heimat konfrontiert worden. 

 

Heimat ist in der deutschen Linken ein schwieriger Begriff. Vor dem 2. Weltkriege wurde er noch von vielen Revolutionär*innen verwendet. Rosa Luxemburg spricht von der 2. Internationalen als ihre Heimat. Bei Anderen findet sich ein klarer Bezug zu der Region, aus der sie kommen, zum Essen, zur Sprache, zur Natur. Auch für viele Deutsche Schriftsteller*innen und Sozialist*innen im Exil während des 2. Weltkriegs war der Bezug zu Deutschland auf der einen Seite voller Trauer, aber gleichzeitig auch bedeutend für die Visionen ein neues, anderes Deutschland wiederaufzubauen. 

 

In vielen Wanderzitaten aus dem 18. und 19. Jahrhundert, von denen viele im Süden des Plateaus des Hohen Meißner an Bäumen angebracht sind, finden wir Ehrfurcht aber auch Staunen über die Natur – genauso taucht es auch in den Frau-Holle-Erzählungen auf. Die Natur wird nicht als etwas vom Menschen Formbares gesehen. Sie zieht zwar die Menschen an, aber nicht um sie zu dominieren. Mit einem solchen Verständnis sind rücksichtslose Ausbeutung der natürlichen Ressourcen, der Bau von Mega-Cities und extreme Umweltverschmutzung schwer vorstellbar. Ökologische Kämpfe wie um den Hambacher Forst stehen auch dafür, welche Bedeutung der Kampf und die Verbundenheit zu konkreten Orten in der Natur hat. In diesen Kämpfen und Widerständen drückt sich sehr deutlich der Widerspruch aus, in dem sich die Gesellschaft mit dem kapitalistischen Patriarchat befindet.  

 

„Wandersehnsucht reißt mir am Herzen, wenn ich Bäume höre, die abends im Wind rauschen. Hört man still und lange zu, so zeigt auch die Wandersehnsucht ihren Kern und Sinn. Sie ist nicht Fortlaufenwollen vor dem Leid, wie es schien. Sie ist Sehnsucht nach Heimat, nach Gedächtnis der Mutter, nach neuen Gleichnissen des Lebens. Sie führt nach Hause.“ (Hermann Hesse, deutsch-schweizerischer Schriftsteller, 1877 – 1962)

 

Einen positiven Rückbezug zur Natur finden wir auch als Gegenbewegung zur Industrialisierung und Verstädterung im Übergang vom 19 zum 20. Jahrhundert. Gerade um aus den verdreckten Großstädten rauszukommen – aber auch raus aus einem Leben, dass die Jugend verneinte, bildeten sich viele jugendliche Wandergruppen: Die Wandervögel und Bündische Bewegung sind Zusammenschlüsse solcher Gruppen. 

 

Auch für diese Bewegungen hat der Hohe Meißer eine hohe Bedeutung. 1913 fand dort der erste freideutsche Jugendtag statt. Die Entwicklung der Wandervögel und Bündischen Bewegung sind gleichzeitig auch ein gutes Beispiel wie der Heimatbezug in Nationalismus und Faschismus kippen kann. Wurden die Wandervögel und die Bündische Bewegung zu Beginn von demokratischen Elementen geprägt, war spätestens zur Zeit des Nationalsozialismus klar, dass sich ein Großteil dieser Jugendbewegung in die Hitler-Jugend integrieren ließ. 1933 wurde die Bündische Bewegung in die Hitlerjugend dann zwangsweise eingegliedert. Alle die dem nicht nachkamen, wurden verfolgt. 1939 fand dennoch ein kleines illegales Treffen des Teils der Bündischen Bewegung statt, der sich im Widerstand befand. 

 

Ein Gedenkschild auf dem Hohen Meißner erinnert an dieses Treffen. Es zeigt die Selbstkritik eines Teils der Bewegung, aber auch deren Scheitern. 

 

„Viele gingen mit wehenden Fahnen in die HJ und die Auflösung. Die Meisten wurden stumme Mitläufer. Einige behielten ihre Traditionen bei oder gingen in den Widerstand. Der Hohe Meißner wurde wieder zu einem historischen Ort.“

 

Heute gibt es eine Tafel, die an das erste freideutsche Treffen 1913 erinnert. Das Treffen wurde damals auch aus Protest gegen die Hundertjahresfeier zur Leipziger Völkerschlacht – also dem Sieg über Napoleon veranstaltet. Die Tafel belegt die „Meißner-Formel“: „Die Freideutsche Jugend will aus eigener Bestimmung vor eigener Verantwortung mit innerer Wahrhaftigkeit ihr Leben gestalten. Für diese innere Freiheit tritt sie unter allen Umständen geschlossen ein."  

 

Wolfgang Abendroth, Politikwissenschaftler und Vertreter der „Marburger Schule“, sieht die Freideutsche Jugend als die Jugendbewegung des Mittelstands und der Bourgeoisie, in der ein Generationenkonflikt aufkommt. Der Konflikt mit der Disziplinierung der Jugend in Schule, Betrieb, Uni und Zuhause, also der wilhelminischen, preußischen Lebensform. Mit dem Treffen vom Hohen Meißner, artikuliert sich diese Bewegung das erste Mal einheitlich und in dieser Diskussion wird auch eine kritische Sicht auf die sozialen Verhältnisse formuliert. Dies bleibt nicht nur bei der Kritik an der eigenen Lebensrealität (der Mittelschicht), sondern wurde allgemeiner formuliert. Die Bündische Bewegung blieb jedoch leider getrennt von dem parallel existierenden jugendlichen Teil der Arbeiter*innenbewegung. 

 

In den letzten Monaten haben wir viel über unseren Begriff von Heimat diskutiert: Wie beziehen wir uns heute auf Heimat? Lehnen wir den Bezug komplett ab? Steckt eine Kraft darin, wenn wir Heimat nicht als an die Nation gebunden, sondern die Verbindung zu den Menschen, zur Natur, zur Kultur in der wir aufgewachsen oder Orten an denen wir viel Zeit verbracht haben, verstehen? Steckt in der Verbindung zur Natur, zu konkreten Orten die Verantwortung gegen Faschismus, gegen Unterdrückung einzustehen?

 

Auf den Spuren unserer Geschichte

 

Geschichte ist überall. Nicht nur in den bereits geschriebenen Geschichtsbüchern. In den Wäldern, Tälern, Bergen, Dörfern, Straßenzügen wartet insbesondere die Geschichte der demokratischen Gesellschaft darauf von uns immer wieder neu entdeckt zu werden. Was stand vorher an dem Ort der Dorfkapelle oder des Doms in der Stadt? Wo kommen die Bezeichnungen unserer Straßen, unseres Lieblingsberges her? Welche mündlich überlieferten Geschichten gibt es in meiner Region noch? Welche Bräuche und Traditionen? 

 

Wir gehen davon aus, dass wenn wir uns durch das Stellen und Beantworten dieser Frage in ein direktes Verhältnis zur Geschichte stellen, wir besser verstehen können, wie sich ein so zutiefst unmenschliches, anti-politisches, anti-wirtschaftliches, anti-gesellschaftliches System wie die Kapitalistische Moderne letztendlich durchsetzen konnten. Das Kennen dieses Teils der Geschichte, aber eben auch das Wissen über die Geschichte von Unten - über Widerstände, kollektive und demokratische Lebensformen – hilft uns, uns als Teil dieser zu sehen und diese Geschichte weiter zu schreiben.

 

Der Hohe Meißner steht sinnbildlich als Fels in der Brandung im Sturm der Geschichte – seit 30000 Jahren. Er war damit Zeuge der ungefähr 5000 Jahre anhaltenden Gewalt der einziehenden, kolonisierenden, staatlichen, zentralistischen Zivilisation gegen die demokratische Realität der Gesellschaft. Das Bündnis mit den stillen Zeugen der Geschichte - den Bergen, den Flüssen, den Tälern, Wiesen – und das Kennenlernen der Geschichten und Erzählungen aus der Gesellschaft in denen diese auftauchen, wird uns dabei helfen Natur und Gesellschaft, unsere Heimat, gegenüber den Kräften der Kapitalistischen Moderne, zu verteidigen. 


Anarchistische Wissenschaft?

 

Von: Freya vom Knall

 

Noch immer findet der Anarchismus – oder besser: die Anarchismen – selten den Eingang in öffentliche Diskussion, seine Positionen gelten in der autoritären Linken als „reaktionär“ und von einer breiten Menge wird der Begriff synonym mit Chaos verwendet. Dabei dürften Viele den Prinzipien des Anarchismus zustimmen – erst recht, wenn sie so lose als „Ablehnung aller unnötigen Herrschaftsverhältnisse“ beschriebene werden, wie – glaube ich – Noam Chomsky einst sagte.

 

Auch wenn die FdA-IFA sich letztlich den herrschaftsfreien Streit für die Vielfalt der Lebensentwürfe zum Ziel gemacht hat, ist dieses hinsichtlich ökonomischer Pluralität – einem wesentlichen kollektiven Element – weit entfernt. Dabei scheint die noch überwiegend gefühlte Alternativlosigkeit des aktuellen Wirtschaftens wohl kaum an einer mehrheitlichen Zufriedenheit mit finanzieller Unsicherheit und wiederkehrenden Crashs zu liegen. Abseits der Diskussion um Klassen und deren teilweise Messbarkeit, bleiben viele Frage des Zusammen-Lebens unklar. Wissensstände stammen hier aus Erfahrungswerten, Selbsthilfe, Feldforschung oder einer Wissenschaft, die explizit nicht-hierarchische Lebensformen nur am Rande oder in – zum Teil historisch  fragwürdigen – akademischen Nischen wie Ethno- und Anthropologie beobachtet hat. 

 

Das Paradigma der Nachhaltigkeit als Notwendigkeit, auf die unvorstellbaren zivilisatorischen Folgen des anthropogenen (d. h. menschengemachten) Klimawandels reagieren zu können und die bis dahin bewährte quantifizierbare Wissenschaft um eine ganzheitliche – nicht esoterische – Perspektive zu erweitern, konnte mit den Jahren auf eine ebenso empirische Basis gestellt werden und gar die Relevanz der Unsicherheit in den Wissenschaften etablieren. Damit konnte das, was in der Anfangsphase als naiv und ideologisch gefärbt wahrgenommen und fortwährend denunziert wurde – was vorher Mischung aus subjektivem Bauchgefühl, Wahrscheinlichkeit eines Computer-Modells und instrinsischem Weltverbesserungs-Motiv schien – zur gesellschaftlich respektablen Domäne, und viel wichtiger, trotz mancher verpassten Chancen, Fragen um soziale Gerechtigkeit einzubinden, zum wichtigen Bestandteil der Lösung einer quasi-existentiellen Krise werden. So ist die „transformative Wissenschaft“ nicht weniger Wissenschaft als vorher, lässt aber mehr als zuvor das Lernen aus sich selbst und eine gesellschaftliche Handlungs- und Eingriffsfähigkeit abseits der Festigung des Bestehenden zu. 

 

Wenn nun die Gruppen der Menschen, die sich den Anarchismen verbunden fühlen, die Verwirklichung ihrer Ziele nach den ausgemachten Prinzipien zu verfolgen, sollten wir diskutieren, ob dies nicht auch durch abstrahierbare Beobachtung und Schlussfolgerung geschehen sollte. Die Anarchistische Wissenschaft, wäre demnach dazu geeignet, den vertretenen und gefühlten Wahrheiten nachzuspüren und sie zu prüfen, Formen der Kooperation und Autonomie zu studieren und reproduzierbar zu machen, das „Mehr-durch-Teilen“ zu ergründen und letztlich Empowerment für eigene Utopien zu leisten. 

 

Ansätze dafür gibt es schon. Elinor Ostrom hat Gemeingüter indigener Gesellschaften erforscht und Gelingensbedingungen für besitzlose Infrastrukturen gefunden. Im deutschsprachigen Raum folgen ihr Silke Helfrich und andere nach. Einrichtungen zur Genossenschaftsforschung untersuchen Entscheidungsprozesse in Produktionsbetrieben. James Surowiecki und Nachfolger*innen widerlegen das Bild der Gruppe als tumbe Masse. Kollektive Intelligenz wird zum Forschungsthema für Informatik und Psychologie. Die Bedeutung der Kooperation findet in der Evolutionsbiologie vermehrte Zustimmung. Ole Peters meint, eine mathematische Grundlage für solidarische Ökonomien gefunden zu haben. 

 

Und auch wenn alle diese Wissenschaftler*innen keine herrschaftsfreie Gesellschaft anstreben – und als zu kapitalismus-nah, zu „im System“, zu technokratisch oder „zu Carsharing statt Klassenkampf“ kritisiert werden können, zeigen sie in der Summe Erkenntnisse, die überzeugen könnten, warum es Sinn macht, auch weiter für das anarchistische Menschenbild zu streiten.


Gerechtigkeit jenseits von Polizei, Justiz und Gefängnis?

Ansätze Transformativer Gerechtigkeit zum Umgang mit zwischenmenschlicher Gewalt in Gemeinschaften

 

(Erstveröffentlicht Juni 2020 auf femref.uni-oldenburg.de) 

 

Von: Workshopkollektiv ignite!

 

Trigger-Warnung: Der folgende Text beschäftigt sich mit Formen zwischenmenschlicher, vor allem

sexualisierter Gewalt, und Umgängen damit. Diese Themen können emotional belasten und triggern. Im Zweifel lest den Text nicht oder gemeinsam mit Freund*innen und achtet auf Euch.

 

Als politisch aktive Feminist*innen haben wir uns in den letzten Jahren in verschiedenen emanzipatorischen Kontexten und Projekten bewegt, deren Selbstverständnisse beinhalteten,

 antisexistisch,  queer_feministisch,  selbstorganisiert, autonom, herrschaftskritisch, ... zu sein. Linksradikale Räume waren und sind Zufluchtsorte gerade für Menschen, die in der Mehrheitsgesellschaft Marginalisierung, Diskriminierung und Gewalt erlebt haben und erleben – FLINT* Personen, also Frauen, Lesben, Inter-, nicht binäre und trans* Personen, People of Color, Queers, Punks… 

 

Aber auch emanzipatorische Räume sind nicht frei von zwischenmenschlicher Gewalt, sondern gesellschaftliche Herrschaftsmechanismen setzen sich in Menschen und Strukturen fort. Dafür gibt es viele Beispiele: Ungleich verteilte Arbeiten, Mackertum auf Aktionen, informelle Ausschlüsse und Ausschlüsse entlang von Machtgefällen, das Geschehen und die Toleranz von sexualisierten Übergriffen bis hin zum (oft jahrelangen) Schutz von gewaltausübenden Personen1 in Polit-Strukturen. Zwischenmenschliche und gerade sexualisierte Gewalt bleiben also auch in „unseren“ Räumen eine Realität, zu der wir uns verhalten müssen. Oft provoziert dies vorstrukturierte Abläufe: Gewalt wird ignoriert, die Suche nach Umgängen verweigert und gewaltausübende Personen geschützt. Oder es herrscht Hilflosigkeit beim Versuch, mit Betroffenen umzugehen und Gewalt wird lediglich zurück gegen einzelne gewaltausübende Personen gerichtet, während die Strukturen – der „Szene“ sowie der Gesellschaft ‒, die zwischenmenschliche Gewalt ermöglichen, völlig unangetastet bleiben. 

 

Eine Ausprägung dessen ist der „Strafrechtsfeminismus“, das Hilfesuchen feministischer Akteur*innen beim Rechtsstaat – die Polizei rufen, Anzeige erstatten, vor Gericht gehen, etc.2 Aber Recht schafft keine Gerechtigkeit, und schon gar keine Heilung von Gewalt Betroffener und ihrer Gemeinschaften. Stattdessen bearbeitet die Justiz Fälle von (sexualisierter) Gewalt nicht mehr als Konflikt der beteiligten Akteur*innen, sondern als abstrakten Rechtskonflikt, vertreten durch die Staatsanwaltschaft, prüft einzig die Gegebenheit eines Straftatbestands, stellt dabei die „Glaubwürdigkeit“ einzelner Betroffener zur Disposition und erzwingt im Laufe des Strafprozesses immer wieder Konfrontationen mit dem Geschehenen. Zudem impliziert strafrechtsfeministisches Handeln, dass herrschaftliche Gewalt – z.B. rassistisches Polizeihandeln – akzeptiert und emanzipatorische Räume, die eben auch Schutzräume vor staatlichen Zugriffen sein sollen, für solche geöffnet werden. So sind alle, für die die Polizei nicht „Freund und Helfer“ ist – People of Color, Queers, Drogennutzer*innen, Sexarbeiter*innen, Menschen ohne festen Wohnsitz oder legalen Aufenthaltstitel, kriminalisierte oder von der Polizei traumatisierte Menschen3 – dort nicht (mehr) willkommen. Der Rechtsstaat ist selbst eine gewaltvolle, patriarchal-herrschaftliche Institution, die z.B. Geschlechterherrschaft und -binarität (re-)produziert und zentraler Akteur rassistischer Grenz- und Sicherheitsdiskurse ist. Zur (Wieder-)Herstellung von Recht übt er wiederum Gewalt durch Strafe und einsperrende Institutionen aus. Wir sind überzeugt, dass der Rechtsstaat daher kein Partner im Kampf gegen (patriarchale) Gewalt sein kann. 

 

Straflogik zieht sich so tief durch die Gesellschaft, dass sich Strafdynamiken auch abseits des Staats manifestieren. Oft werden in Reaktion auf einzelne Fälle Formen von Ausschlüssen gewaltausübender Personen als einzige Option gesehen. Sicher können Ausschlüsse und z.B. die Aneignung konfrontativer Mittel gegen gewaltausübende Personen wirksam und heilsam sein. Wenn nicht unterstützt von anderen Formen von Bearbeitung bringen sie aber keine tatsächlich Autonomie und (Wieder-)Aneignung von Handlungsmacht (agency), sondern verbleiben in Abhängigkeit von der/den gewaltausübenden Person/en. 

 

Kurz gesagt: Wir erleben immer wieder Reaktionen auf Gewalt, die in Feuerwehrpolitik von Fall zu Fall arbeiten, ohne einen Schritt zurück zu machen, um Strukturprobleme zu betrachten und Umgänge auch für diese zu suchen, die Fehlvorstellung, Strafe und Ausschlüsse würden Heilung versprechen, sowie – aus Hilflosigkeit oder autoritärem Strafbedürfnis – Rückgriffe auf Staat, Justiz und Polizei. All das passiert immer wieder, weil es an Strukturen fehlt, die alternative Erfahrungen zusammentragen und Handlungsmacht generieren, anbieten und teilen können. Dazu wiederum möchten wir solidarisch beitragen. 

 

In verschiedenen vorkolonialen Gemeinschaften gab es auf Heilung und Wiedergutmachung

angelegte, dezentrale Umgänge mit Konflikten innerhalb der Gemeinschaften, z.B. Gacaca-Gerichte in Ruanda. Ende des 20. Jahrhunderts haben in den USA queere und feministische Communities of Color den Bedarf nach Konfliktlösung in ihren Gemeinschaften abseits des rassistischen und klassistischen Gefängnis-Industriellen Komplex und dem weißen Mainstream-Feminismus mit Ideen basierend auf restorativer Konfliktlösung  sowie  radikalen  und  intersektionalen Analysen struktureller Machtverhältnisse verbunden und Konzepte „Transformativer Gerechtigkeit“ (TG) entwickelt. Konkrete Vorschläge für die Entwicklung solcher Konzepte bieten beispielsweise die Gruppen INCITE!, CARA und Generation Five. INCITE!, ein Netzwerk radikaler Feminist_innen und Queers of Color, beschreibt vier Grundpfeiler solcher Gemeinschaftsprozesse:

1. Kollektive Unterstützung, Sicherheit und Selbstbestimmung für betroffene

Personen;

2. Verantwortung und Verhaltensänderung der gewaltausübenden Person;

3. Entwicklung der Community hin zu Werten und Praktiken, die gegen Gewalt und

Unterdrückung gerichtet sind;

4. Strukturelle, politische Veränderungen der Bedingungen, die Gewalt ermöglichen.4 

 

Seitdem wurde TG auch von anarchistischen Gruppen rezipiert, dazu geschrieben und TG-„Prozesse“ initiiert. TG ist dabei kein „Masterplan“, der im Fall einzelner Übergriffe angewandt werden kann. Im deutschsprachigen Raum existieren zudem verschiedenste Strukturen rund um Awarenessarbeit, Praxen des Definitionsmacht-Konzepts, feministische Praxisliteratur, Organisierung zu Kritischen Männlichkeiten, immer wieder queer_feministische Aktionen und Interventionen. 

 

In TG sehen wir allerdings einen strukturellen Rahmen, der bestehende Arbeit um einige wichtige Handlungsfelder und Grundfragen ergänzt sowie einen Blick „über den Tellerrand“ ermöglicht – hin zu transformative(re)n Formen von Konfliktumgängen, Heilung, Wehrhaftigkeit und Resilienz. TG-Prozesse stellen hohe Ansprüche an Reflexion und gemeinschaftliche Arbeit und können scheitern, bedeuten aber für uns die Entscheidung gegen den Rückgriff auf reaktionäre Institutionen, für Autonomie und Veränderung.

 

Lese-Empfehlungen zum Thema:

Buch: Was macht uns wirklich sicher, Toolkit. Melanie Brazzel (Hg.) [de]

Buch: Was tun bei sexualisierter Gewalt? Respons [de]

Buch: Strafe und Gefängnis. Rehzi Malzahn (Hg.) [de]

Materialsammlung des ignite! Workshop Kollektivs zu Transformativer Gerechtigkeit

mit Audio, Text und Videos [de, en]

Zine: Was macht uns wirklich sicher?, kürzere Version des Toolkits (s.o.), Download

[de]

Zine: Das Risiko wagen, CARA / Transformative Justice Kollektiv, Download [de],

[tr], [en]

Zine: Accounting for ourselves. Breaking the Impasse Around Assault and AbuseAnarchist Scenes, Download [en]

Zine: Betrayal. A critical analysis of rape culture in anarchist subcultures [en],

Download [en]

Zine: What about the rapist, anarchist approaches to crime & justice [en], Download [en]

Zine: The revolution starts at home. Confronting partner abuse in activist

communities, Download [en]

Zine: Gedanken über gemeinschaftliche Hilfe in Fällen von intimer Gewalt,

Download [de], [en]

Zine: LesMigras „Unterstützung geben, Handlungsmöglichkeiten im Umgang mit

Gewalt und Diskriminierung“, Download [de]

Zine: „Wegbegleitung, Informationen zur Unterstützung Betroffener von

sexualisierter Gewalt“, Download [de]

Zine: Dismantling the boys club, Download [de], [en]

Blog: transformativejustice.eu [de, en]

Blog: whatreallymakesussafe.com [de, en]

 

Über uns

Das Workshopkollektiv ignite! ist ein herrschaftskritisches und horizontal organisiertes Kollektiv, das seit 2019 Workshops im deutschsprachigen Raum anbietet, Ressourcen sammelt und auch eigene Texte veröffentlicht. Aktuell bieten wir unter anderem Workshops zu Transformativer Gerechtigkeit, Straf- und Knastkritik, Sicherheitskultur, Gender, Antisexismus und Sexualität_en an. Alle Infos unter ignite.blackblogs.org.

 

Grafik

RabiaTin: „Changing the System“. Beschreibung Bild: Zwei Hände die sich gegenseitig halten durchbrechen eine Kette, die über Zahnräder laufen. Die Zahnräder sind mit verschiedenen Symbolen versehen – einem §, einem € und einem Kreuz. 

 

1 In Abgrenzung z.B. zur staatlichen und medialen Markierung von “Täter” und “Opfer” bzw.

“Geschädigter*m”, die jeweils stigmatisierende und dauerhafte Identitäten zuschreiben, verwenden wir hier die (außerdem genderneutralen) Begriffe “gewaltausübende” und “betroffene” Person.

2 vgl. Limo Sanz, “Strafrechtsfeminismus und Queere Straflust”, Transformative Justice Kollektiv Berlin, in: Was macht uns wirklich sicher? Toolkit für Aktivist_innen, online unter https://www.transformativejustice.eu/wp-content/uploads/2017/07/toolkit-finished-1.pdf

3 vgl. Daniel Loick, „Never call the police“, Knas[] Initiative für den Rückbau von Gefängnissen, ebd.

4 Im Original zum zu TG analogen Konzept “Community Accountability” siehe

incite-national.org/communityaccountability/, Fact Sheet Community Accountability siehe transformativejustice.eu/ wp-content/uploads/2010/06/6685_toolkitrev-cmtyacc.pdf


Alles nur geklaut? Ein Brief an die Genoss*innen von Die Plattform. Anarchakommunistische Föderation

 

Von: Jens Störfried

 

Liebe Genoss*innen,

 

ich schreibe euch als querulierende Einzelperson und nicht im Namen einer Organisation. Ich mache meinen Kram, beziehe mich auch auf andere und finde Organisation wichtig. Eine immer währende Frage, die ihr ja auch stellt, ist dabei: Welche Organisation unter welchen Umständen? Hierzu gibt es erfreulicherweise unterschiedliche Ansichten. 

 

Ich schreibe diesen offenen Brief an euch, weil ich mich sehr geärgert habe. Aus historisch-ideologischen Gründen. Das ist eine Ebene, die erst mal nichts direkt mit den Kämpfen zu tun hat, in denen emanzipatorische soziale Bewegungen stecken. Mensch kann sich wunderbar über irgendwelche Standpunkte streiten und ideologische Debatten führen – solange sie nicht an den realen Lebensbedingungen, dem Bewusstsein von Menschen und ihrem sozialen Beziehungsgeflecht anknüpfen, ist das erst mal egal. Es handelt sich dann nur um eine Debatte zwischen Nerds, Möchtegern-Kadern oder Anhänger*innen anarchistischer Folklore. Dennoch gibt es eine Verbindung zwischen ideologischen Aspekten, historischem Verständnis, inhaltlichen Positionen, Organisationsformen und den Praktiken, die Anarchist*innen hervorbringen. Und meistens waren sie bisher nicht so gut darin, diese Ebenen miteinander zu vermitteln, was übrigens auf alle ihre Strömungen zutrifft. Hier wäre es gut, wenn wir besser werden! 

 

Weil ihr euch Anarchist*innen nennt, adressiere ich euch als solche und meine, ihr solltet euch weiter mit dem auseinandersetzen, wofür ihr eintretet, was ihr vertretet und propagiert. Nicht, damit wir bloß noch mehr Papier oder Bits produzieren. Sondern, damit sich eure Praxis ändert. Wie ihr mich kennt, richtet sich meine Kritik an euch genauso an andere und ich bin nicht müde, sie auch gegenüber anderen vorzubringen. Ja, ich bin ein elender, besserwisserischer Nervsack. Aber tröstet euch, dass kriegen alle mal ab. Beruhigt euch, mir geht‘s doch auch um die Sache! 

 

Ich fange jetzt gar nicht mit eurem Klassenverständnis an, das ich für verkürzt und seit Alexander Berkmans ABC des Anarchismus (1928) für völlig überholt halte. Oder mit dem, was ich oben Folklore genannt habe und meiner Ansicht nach zu einer problematischen Identitätskonstruktion führt, die lediglich Spiegelbild der postmodernen Bedingungen ist, unter denen wir leben. Ich möchte an dieser Stelle auch nicht begründen, warum eure Vorstellung von Organisation, wie ich sie wahrnehme, in einem schlechten Sinne letztendlich voluntaristisch ist. 

 

Jetzt aber mal Tacheles reden, klare Worte bitte! Warum um alles in der Welt fotografiert ihr euch bei eurem 3. Kongress Anfang September vor dem Grab von Erich und Zenzl Mühsam? Und wieso bitteschön wählt ihr auf eurem Propaganda-Sticker ein Bild und Zitat von Errico Malatesta? Ganz ehrlich, ich begreife das nicht. Erich Mühsam hätte über euren verkopften Organisationsversuch geschmunzelt, ihn aber auch kritisiert, weil er sich eben nicht aus real vorfindlichen Kämpfen ableitet. Oder auch, weil der total Lust-feindlich rüberkommt. Ja, es muss nicht alles sexy sein und Mühsams Anti-Repressionsarbeit war sicherlich – aus der Notwendigkeit heraus – auch alles andere als dies. In Wort, Tat und der Weise seiner persönlichen politischen Aktivität kann er als Protagonist einer anarchistischen Synthese gelten, zumal er Sebatiens Faures wichtigen Beitrag dazu in seiner Zeitung Fanal veröffentlicht hatte. Mehr dazu findet ihr in meiner Beschäftigung zu seinem Traktat Die Befreiung der Gesellschaft vom Staat. Was ist kommunistischer Anarchismus? (in: Gai Dao #109, Juli 2020). 

 

Nun gut, damit nun zu Malatesta. Ernsthaft: Was hat der gute Mann denn auf eurem Sticker verloren? Habt ihr tatsächlich so wenig Geschichtsbewusstsein oder captured ihr hier einfach eine prominente Figuren des Anarchismus, weil ihr bei ihnen prägnante Zitate klauen könnt? Zugegeben: Die Wahrheit ist, hätten andere Anarchist*innen ein ausgeprägteres Verständnis ihrer eigenen Geschichte, ein Bewusstsein über sich selbst in der Gesellschaft und würden mal ihre Romantik zurückstellen, wäre die Plattform gar nicht entstanden. Das macht es aber trotzdem nicht richtiger, dass ihr Malatesta für euch vereinnahmen wollt. Ich schreibe diesen Brief an euch, damit der Schwindel mal auffliegt. Malatesta veröffentlichte im Jahr 1927 den Text Ein Projekt anarchistischer Organisation (Un progretto die organizzazione anarchia) in der in Genf erschienen Zeitung Le Réveil Anarchiste. Warum ich das weiß? Es steht in der Textauswahl von ihm, die Philippe Kellermann unter dem passenden Titel Anarchistische Interventionen herausgegeben hat (Unrast-Verlag 2014, S. 200-214). 

 

Da steht Folgendes drin: Malatesta begrüßt die Aufforderung zur Organisierung und teilt auch einige der vorgetragenen Kritikpunkte des plattformistischen Manifests. Die Frage sei nicht, ob Organisation sinnvoll sei, sondern auf welche Art und Weise sie zu gestalten ist. Dafür brauche es vor allem eine Verständigung von Anarchist*innen untereinander (S. 202). (Weil es diese heute nur bedingt und selten undogmatisch gibt, schreibe ich unter anderem diesen Text.) Die Gewerkschaftsbewegung seiner Zeit wäre äußerst wichtig, aber „es wäre eine große und tödliche Illusion zu glauben, wie es viele tun, dass die Arbeiterbewegung aus sich selbst heraus, als Folge ihres eigenen Wesen, zu einer solchen Revolution führen könne oder müsse“ (S. 203) Deswegen brauche es eigenständige anarchistische Organisationen. Diese jedoch müssen ihren eigenen Ansprüchen genügen. Sie müssen antiautoritär sein. (Dass Malatesta „müssen“ schreibt und überhaupt sagt, wie der Hase läuft, ruft bei vielen heutigen Anarch@s vielleicht schon Abwehrreflexe hervor…). 

 

Das Hauptproblem beim Manifest der Plattform bestehe darin, dass es eine „einzige revolutionäre Kollektivität“ propagiere. Die Vereinigung in einem solchen Bündnis wäre aber gar nicht möglich und auch überhaupt nicht wünschenswert, denn zu „zahlreich sind die Unterschiede im Umfeld und so in den Kampfbedingungen, zu vielfältig die möglichen Aktionsformen, die der eine oder andere bevorzugt, zu viele auch die Unterschiede im Temperament und die persönlichen Unvereinbarkeiten, als dass eine Generalunion, wenn man sie ernst nimmt, nicht ein Hindernis für die individuelle Aktivität und vielleicht auch der Grund für recht schroffe interne Konflikte würde – anstatt ein Mittel, die Kräfte aller zu koordinieren und zu addieren“ (S. 205). Wie soll mensch beispielsweise mit Leuten zusammenarbeiten, die glauben, allein die Erziehung der Menschen werde Anarchie ermöglichen oder solchen, die der Meinung sind, allein eine gewaltsame Revolution würde sie realisieren (S. 205)? (Ziemlich gute Fragen eigentlich, denn beide Ansichten gibt es heute komischerweise immer noch…). Und wie könnten denn „Personen zusammenhalten, die sich aus speziellen Gründen nicht mögen und nicht wertschätzen und die dennoch gleichermaßen gute und nützliche Kämpfer des Anarchismus sein können“ (S. 205)? wenn die Plattformisten gar nicht die Vorstellung hätten, verschiedene Strömungen zu vereinen, warum ließen sie dann die anderen nicht einfach ihre eigenen Organisationsformen finden? Stattdessen meinen sie einen richtigen Weg vorgeben zu müssen und darüber urteilen zu können, wer ein*e „gesundes Element“ libertärer Bewegung ist. (Für einen Dialog auf Augenhöhe eine ziemlich ungesunde Einstellung). Dabei geht es aber nicht um irgendwelche Belanglosigkeiten. Denn die „anarchistische Wahrheit kann und darf nicht das Monopol eines Individuums oder eines Komitees werden, noch darf sie von Entscheidungen tatsächlicher oder erdachter Mehrheiten abhängen“ (S. 206).  

 

Die Prinzipien und Methoden der Generalunion scheinen nicht mit anarchistischen Vorstellungen überein zu stimmen, meint Malatesta. Er geht noch einen Schritt weiter und bezeichnet das plattformistische Konzept als „autoritär“, weil in ihm Mehrheitsentscheidungen gefällt werden, Exekutivkomitees eingesetzt werde und die individuelle Unabhängigkeit von Einzelnen negiert wird, was letztendlich auch ihre Initiative hemmt. Wenn mensch schon Repräsentativität auf Kongressen anstrebe, sei festzustellen, dass dies der anarchistischen Realität widerspreche, wo die Teilnahme aufgrund von fehlendem Geld, Zeit und Repression faktisch begrenzt, sodass Repräsentation verschiedener Gruppen schlichtweg nicht zu gewährleisten sei (S. 208-210). Herunter gebrochen würde das propagierte Ziel der Anarchie daher der vorgeschlagenen Organisationsform widersprechen. (Es ist dabei klar, dass wir uns immer im Widerspruch befinden. Gerade daraus ergibt sich jedoch eine wirkliche Bewegung, die an den realen Verhältnissen andockt und radikal wird, weil sie sie zu überwinden anstrebt.) Entscheidend sind die Versuche, die angestrebten Zielvorstellungen bereits vorweg zu nehmen und zwar nicht allein in Hinblick auf ein ethisches Verhalten, sondern insbesondere auch hinsichtlich der Organisationsform: „Man versteht, dass die Nichtanarchisten meinen, dass die Anarchie, das heißt die freie Organisation ohne Herrschaft der Mehrheit über die Minderheit oder andersherum, eine nicht zu verwirklichende oder nur in ferner Zukunft realisierbare Utopie ist. Doch es ist unbegreiflich, dass derjenige, der sich zu anarchistischen Ideen bekennt und die Anarchie leben oder sich zumindest ihrer Verwirklichung eher heute als morgen nähern möchte, die grundlegenden Prinzipien des Anarchismus verleugnet – im selben Zuge, in dem er sich vornimmt, für seinen Triumph zu kämpfen“ (S. 211). Dagegen gelte es, an den vorhandenen anarchistischen Organisationsprinzipien festzuhalten, die in ihrer Ausgestaltung nachvollziehbarer Weise nicht perfekt, sondern immer als Suchbewegung gelingen. Aber: Es sind nun einmal die Basics des Anarchismus: „Volle Autonomie, volle Unabhängigkeit und folglich volle Verantwortung der Individuen wie der Gruppen; freie Übereinkunft zwischen jenen, die es für nützlich halten, sich für ein Ziel zur Zusammenarbeit zu vereinen; moralische Verpflichtung, die übernommenen Aufgaben zu wahren und nichts zu tun, was dem akzeptierten Programm widerspricht. Auf diesen Grundlagen fügen sich dann die Formen der Praxis, die angemessenen Instrumente, um der Organisation ein reales Leben zu verschaffen“ (S. 212). 

 

Dahingehend ist es nicht möglich, einzelnen Leuten oder Gruppen, Beschlüsse aufzuzwingen. „In einer anarchistischen Organisation können die einzelnen Mitglieder alle Meinungen vertreten und alle Taktiken benutzen, die nicht im Gegensatz zu den anerkannten Prinzipien stehen und die nicht der Aktivität der anderen schaden. In jedem Fall währt eine Organisation solange wie die Gründe für ein Bündnis stärker sind als die Gründe für einen Dissens: andernfalls löst sie sich auf und lässt den Platz anderen einheitlicheren Gruppierungen“ (S. 213). Selbstverständlich ist die Kontinuität von Organisationen ein wichtiger Faktor für ihren Erfolg, aber sie lässt sich eben nicht erzwingen – sondern nur aus gemeinsamen Erfahrungen und Auseinandersetzungen weiter entwickeln. (Dagegen hilft auch keine romantische oder ideologische Übertünchung der Konflikte oder „ideologische“ Identitätskonstruktionen.) „Aber die Dauer einer libertären Organisation muss die Konsequenz aus der geistigen Affinität ihrer Komponenten und aus der Anpassungsfähigkeit ihrer Verfassung an die fortwährende Veränderung der Umstände sein: wenn sie nicht mehr in der Lage ist, eine nützliche Mission zu erfüllen, ist es besser, sie stirbt“ (S. 213). Und das ist letztendlich auch besser, als die implizite Orientierung an einer bolschewistischen Avantgardepolitik, welche in die selben Sackgassen führt. 

 

Okay liebe Genoss*innen. Es stimmt, jetzt habe ich euch eins rein gedrückt und das ist nicht fair. Sicherlich ist es auch problematisch, dass ich hier so eine antiautoritäre populäre Person wie Malatesta als Argument anbringe. Das hat dann für manche schon wieder einen autoritären Touch. Zumindest wird es als Klugscheißerei abgestempelt, da bin ich mir sicher. Aber ich habe mich eben auch aufgeregt. Ich finde es nicht fair von euch, dass ihr Mühsam oder Malatesta für eure Propaganda vereinnahmen wollt. Sie haben den Plattformismus nicht vertreten und würden ihn definitiv ablehnen. Da bin ich mir sicher. Und hierbei beziehe ich mich nicht nur auf die hier bzw. in der Juli-Ausgabe zitierten Texte von den beiden, sondern auf die Weise, wie sie als Personen aufgetreten sind und in gekämpft haben. Nämlich nicht anhand einer klaren Linie. Die kann es in komplexen, widersprüchlichen Verhältnissen, einerseits, und wenn mensch eine pluralistische, vielfältige Gesellschaft anstrebt, andererseits, auch nur in Ausnahmefällen überhaupt geben. Gerade Mühsams und Malatestas kluger Umgang mit Widersprüchen, verschiedenen Leuten, Gruppen, Traditionen, Gefühlen und Gedanken war es, der sie stark und weise gemacht hat. Sie hatten ihre Grundsätze und Überzeugungen, doch damit agierten sie ausdrücklich undogmatisch. So gelang es ihnen auch, dass sie jeweils bis zum Ende ihres Lebens tatsächlich unermüdlich für die anarchistische Sache gekämpft haben. 

 

Daher habt ihr, werte Genoss*innen, alles Recht der Welt Mühsams oder Malatestas Argumentationen und Positionen zu kritisieren oder abzulehnen. Vielleicht sagt ihr auch, dass ihr gar keine „einzige revolutionäre Kollektivität“ annehmt oder anstrebt. Dann wiederum gibt es aber keinen Sinn, dass ihr euch Plattformist*innen nennt, was ihr aber tut. Also bitte tut nicht so, als könntet ihr euch mit eurer Organisation gerade auf die Überlegungen und Gedankengänge von M&M stützen. Das könnt ihr nämlich nicht. So viel Aufrichtigkeit muss sein. Und über anderes reden wir später noch. 

 

Solidarische Grüße,

 

Jens Störfried

 


Knast für Nazis?

 

Von: Dennis Scott

 

Im Prozess wegen des antiziganistischen Fackelwurfs in Dellmensingen fiel folgendes Urteil: Alle 5 Angeklagten werden von der Kammer für schuldig befunden für Nötigung in 45 Fällen mit rassistischem, „antiziganistischen und fremdenfeindlichen Motiv“. Ob eine Tötungsabsicht vorlag, konnte nach Ansicht der Kammer nicht bewiesen werden. Die Angeklagten werden alle nach Jugendstrafrecht verurteilt. Die einzelnen Urteile lauten: Leo B. 1 Jahr 4 Monate auf Bewährung, Robin D. 1 Jahr auf Bewährung, Dominik O. 1 Jahr 4 Monate auf Bewährung, Julian F. 10 Monate auf Bewährung. Die Bewährungsdauer liegt bei je 2 Jahren. Für den Täter Maximilian P. Wurde die Entscheidung über die Verhängung der Jugendstrafe ausgesetzt auf Bewährung (1,5 Jahre). Sprich: Solange Maximilian P. sich nichts zu schulden lassen kommt, ergeht keine Strafanordnung. Im anderen Falle käme es zu einem Nachverfahren (§27 JGG).

Zudem müssen alle Angeklagten einzeln mit einer pädagogischen Begleitung und der Bewährungshelfer*in eine KZ Gedenkstätte besuchen. Darüber müssen sie einen Bericht verfassen. Alle außer Robin und Maximilian müssen jeweils 1200 € an die Hildegard-Lagrenne-Stiftung zahlen. Die Auslagen der Nebenklägerin sind von den Angeklagten zu tragen. Die Verfahrenskosten trägt der Staat.

Die Kammer benannte eindeutig das menschenverachtende Gedankengut als einziges Tatmotiv. Auch bis jetzt gibt es bei mindestens vier „keine Einsicht, dass diese Taten und Einstellungen über das hinausgehen,was die Meinungsfreiheit beinhaltet.“ Dabei wurde aufgezählt, dass z. B. Fußball und die damit verbundene Faszination für Gewalt weiterhin eine Rolle in den Leben der Nazis spielen. Diese bewegen sich auch weiterhin im selben Freundeskreis. Ausnahme bildet dabei mutmaßlich Maximilian P. 

Wir kritisieren, dass keine Stadionverbote verhängt wurden. Die Hooliganszene des SSV Ulm, in der sich vier der Angeklagten nachweislich auch nach ihrer Entlassung noch bewegen, ist seit Jahrzehnten geprägt von extrem rechten Einstellungen und Gewalt. Stadionverbote wären eine Möglichkeit gewesen, die Angeklagten zumindest ein wenig von diesem rechten Resonanzraum und Aktionsfeld fernzuhalten. Nun wäre es am SSV Ulm, die verurteilten Nazis (und alle anderen Nazis!) aus ihrem Stadion zu schmeißen!

Wir stehen der Institution Gefängnis kritisch gegenüber und glauben nicht, dass die Haft irgendetwas am Gedankengut der Täter bewirkt hätte. Das zeigt auch die 10-monatige U-Haft einiger der Angeklagten, welche keine wirkliche Veränderung erwirkte. Andererseits ist es deutlich, dass im deutschen Rechtsstaat seit Jahrzehnten Nazis zum einen selten angeklagt, zum anderen in der Regel zu verhältnismäßig geringen Strafen verurteilt werden. Dies schafft ein Klima, in dem Rechte keine oder geringe Konsequenzen fürchten müssen. Es besteht von staatlicher Seite eine Art Freifahrtschein. Außerdem sehen wir auch eine Bedrohung, die von den Tätern nun wieder ausgeht, da sie sich auf freiem Fuß bewegen. Die fünf Täter haben mindestens billigend in Kauf genommen, dass der Wohnwagen in Flammen aufgeht, als sie die Fackel darauf warfen, auch wenn das Gericht dies nicht als bewiesen ansieht. Sie fielen schon vor dieser Tat und auch danach immer wieder durch ihre Gewalt und Impulsivität auf. Selbst vor Gericht viel es ihnen sichtlich schwer ihre Impulse unter Kontrolle zu halten. Deswegen glauben wir nicht, dass die Bewährung sie davon abhalten wird in nächster Zeit erneut gewalttätig zu werden. Jegliche Behauptungen in diese Richtung verkennen, dass diese vier ideologisch gefestigte Nazis sind und dass rechte Ideologie auch immer ein Gewaltpotenzial birgt. Spätestens nach Ablauf der zwei Jahre Bewährung wird es wohl früher oder später wieder zu Gewalttaten kommen. Es gibt aber weiterhin Hoffnung, dass diesem Risiko und auch dem im vorliegenden Urteil nicht anerkanntem Mordversuch Rechnung getragen wird. Die Staatsanwaltschaft, welche bis zuletzt auf versuchten Mord und Brandstiftung beharrte, prüft momentan eine Revision. Bis spätestens zum 28.10. wird bekannt sein, ob und mit welcher Begründung wirklich in Revision gegangen wird. 

 

Die Nebenklage und der Landesverband der Sinti und Roma Baden Württemberg begrüßten die klare Benennung des rassistischen, antiziganistischen und menschenverachtenden Tatmotivs.1 

Sie betonen, die Betroffenen wären vom ersten Tag an Drohungen und Anfeindungen ausgesetzt gewesen, die ein Klima der Angst erzeugten. Schließlich verließen sie deswegen vorzeitig den angemieteten Platz. Dabei handelt es sich nicht um ein einmaliges Ereignis in ihrem Leben. Immer wieder sehen sich Sinti*zze und Romn*ja Anfeindung, Drohungen und Ausgrenzung ausgeliefert. Antiziganistisches Gedankengut als Sonderform des Rassismus ist in Europa die am meisten verbreitete menschenfeindliche Denkweise, über die zugleich kaum geredet wird. Selbst in Deutschland ist das der Fall. Hier teilen um die 50 Prozent der Bevölkerung solches Denken. Auch im als rechts bezeichneten Dorf Dellmensingen gab es nicht nur von den Angeklagten feindselige Bekundungen nach der Ankunft der Gruppe.

Die Taten der Angeklagten lassen ahnen, zu was Antiziganismus, aber auch Rassismus, und jegliche Form der menschenverachtenden Ideologien führen können. Wir sahen es in Hanau. Wir sahen es in Halle. In Dellmensingen. Aber auch in Ulm in der Schaffnerstraße.

Das Prozessende, jetzt oder nach einem neuen Verfahren, ist für uns keineswegs das Ende der gesellschaftlichen Auseinandersetzung mit Antiziganismus in Ulm. Das gilt für den Fußball, für die Stadtkultur, aber auch für politische Gruppen.

Solidarität gilt den Betroffenen rechter Gewalt. Denn nur Gemeinsam lässt es sich den Tatsachen entgegenstellen. Gerade deswegen war die Eröffnung der Beratungsstelle für Sinti und Roma gestern in Ulm ein wichtiges Ereignis. Wir wünschen viel Erfolg für ihre Arbeit.

 

(1) http://www.roma-service.at/dromablog/ 

Dank gilt Robert Andreasch, dem Landesverband deutscher Sinti und Roma BaWü und dem Kollektiv.26 für die kritische Prozessbegleitung.


Geschichte

Der schwulenfeindliche Mord 1990

 

Von: Dennis Scott 

 

Westdeutschland, Intoleranz und Nazis um 1990 

Am 04.11.20 ist der 30. Jahrestag des Mordes an Rafael Blumenstock. Er wurde brutal auf dem Münsterplatz in Ulm ermordet, von mehreren bis heute unbekannten Tätern. Das Motiv konnte nicht aufgeklärt werden doch es gibt deutliche Hinweise, dass es sich um einen schwulenfeindlichen und rechten Mord handelt. Wir rufen als Teil der "Initiative Rafael Blumenstock" zu einem Gedenken auf: 

Am 04.11. um 18.00 Uhr auf dem Münsterplatz. 

Wir wollen neben dem Gedenken auch Forderungen stark machen:

	Ein neues Mahnmal für Rafael Blumenstock. Das alte ist kaum sichtbar und beschädigt. Es steht viel mehr für das Vergessen des Mordes als für eine Mahnung.



	Einstufung des Mordes als Verdachtsfall rechter Gewalt



	Veröffentlichung von Informationen der damaligen Ermittlung zu Nazistrukturen sowie eine Untersuchung zu personellen und strukturellen Kontinuitäten (sowohl die Kontinuität von der NS-Zeit bis 1990, sowie 1990 bis jetzt)





Doch was hat der Mord mit Nazis zu tun und warum überhaupt dieses Thema derart politisieren?

Getötet weil anders 

4.11.1990, ca. 5:20 Uhr: Rafael Blumenstock wird auf dem Münsterplatz mit Schlägen, Fußtritten ins Gesicht und 21 Messerstichen ermordet. Ein Mann der Ulmer Straßenreinigung findet ihn um 6:35 Uhr auf einem Parkstreifen des Münsterplatzes zwischen Pflanzenkübeln. Die entstellte Leiche kann erst einen Tag später identifiziert werden. Auch 30 Jahre später konnten die Täter nicht ermittelt werden.

Der Mord an Rafael zeichnete sich durch eine besondere Brutalität aus, die für großes Entsetzen sorgte. In den ersten Jahren gab es ein entsprechend großes Interesse der Berichterstattung. Es gab aber auch Proteste und Gedenkveranstaltungen von Aktivist*innen und Freund*innen und Familie. 

Dabei war das Gedenken von Anfang an politisch und es beteiligten sich unter anderem Autonome und Punks. Am 7.11.1990 wurde am Baugerüst des Münsterturms in mehreren Metern Höhe ein Transparent aufgehängt: "RAPHAEL[!] B. WURDE OPFER UNSERER INTOLERANZ". Am ersten Jahrestag gab es ein Transpi mit der Aufschrift: „GETÖTET WEIL ANDERS RAPHAEL[!]“ (Hervorhebung in original)

Rafael Blumenstock war anders, weil er aktivistisch war und zum Beispiel bei Hausbesetzungen beteiligt war. Zudem kleidete er sich gelegentlich in Frauenkleidern und schminkte sich. Er sprach auch Leute auf der Straße nach Namen oder Telefonnummern an. Für viele galt er deshalb als schwul, was in unseren Augen aber eine Fremddefinition ist. Es gibt dazu verschiedenste Aussagen und für uns spielt es keine Rolle. Gerade die Berichterstattung nahm dies aber zum Anlass, teilweise sehr herabwürdigend über Rafael zu schreiben, was auch die Familie gegenüber der SüdwestPresse und ihrem Redakteur Hans-Uli Mayer kritisierte.

"Rafael war anders, ungewöhnlich und zwang dadurch alle, die ihn kannten, die Welt anders (richtig?) zu sehen. Gerade deshalb können ihn seine Freunde nicht vergessen und war er uns lieb." (Familie Blumenstock) 

Doch in einer Gesellschaft, in der alles andere unter Zwang ausgeschlossen wird und Männlichkeit unter Gewalt hergestellt und reproduziert wird, wird jede Abweichung unter Strafe gestellt. Das galt für die Jahre um 1990 noch viel mehr, als (vermeintliche) Homosexualität in Deutschland und aber auch speziell in Ulm Aufsehen erregte und an den äußersten Rand der Gesellschaft gedrängt wurde. Durch diese Außenseiterrolle und den stark verbreiteten Hass kam es zu gewaltvollen Übergriffen. Dadurch, dass die Angegriffenen aus Angst vor weiterer Diskriminierung nicht zur Polizei gingen, galten sie quasi als Vogelfrei. In der Regel gab es keine strafrechtliche Verfolgung bei schwulenfeindlichen Gewalttaten. Das sorgte auch in Ulm für eine ganze Serie an Überfällen. Eine von der Gruppe Schwulm geforderte Notrufsäule nach mindestens sieben Überfällen innerhalb der ersten Monate 1992 kamen Stadt und Polizei nicht nach. Schwules Leben scheint nichts wert gewesen zu sein.

Verdachtsfall Rechts 

Ulm war eine Hochburg der NSDAP und schon 1930 war diese hier die größte Partei. Inwiefern diese Strukturen Einfluss bis 1990 oder gar bis heute haben, ist leider nicht bekannt. Bekannt ist jedoch, dass um 1990 die Anzahl rechter Akteure in Ulm und Umgebung zahlreich war. Ihr Gewaltpotenzial ist an mehreren Stellen belegt. 

Im November 1990 bedrohten Neonaziskins jugendliche in Neu-Ulm und Senden, die eintreffende Polizei wird mit Hitler-Gruß empfangen. Im Dezember 1990: „Als wieder einmal [sic] Dutzende Neonazis in Ulm bewaffnet in Gruppen Jagd auf MigrantInnen, Punks und Linke machen, wie es zur damaligen Zeit oft der Fall ist, sind u. a. mit Daniel Sommerfeld und Jörg Schellenberger auch Sendener Neonaziskins dabei.“¹

„Nicht zu vergessen ist auch, dass es einen Mord durch Nazis an dem SSV-Fan Arnold Eberhard am 21.10.1990 in Ludwigsburg gab. Geschehen ist dies im Kontext eines Basketballspiels, damals gehörte der heutige Erstliga Basketballverein Ratiopharm Ulm allerdings noch zum SSV Ulm 1846.“²

Auch der „Hass auf Homosexuelle“ dieser „militante[n] Hooligan-Szene“ ist offensichtlich.³ Zudem gab es in den Ermittlungen zum Mord an Rafael Blumenstock Hinweise darauf, dass die Tat von Nazis begangen wurde. Zum Beispiel Stiefelabdrücke, die auf Skinheads hinwiesen und „[i]n der Nähe des Tatorts wurden drei Männer gesehen, die wie Skinheads aussahen.“⁴ Ermittler Marxner meinte zudem: „Tritte ins Gesicht, das ist eine typische Verhaltensweise von Skinheads“⁵ Eine Anerkennung des Mordes als „Verdachtsfall rechte Gewalt“ ist also naheliegend.

Und heute? 

Nun ist es wichtig, das Andenken an die Opfer rechter und schwulenfeindlicher Gewalt zu erneuern. Auch ist es wichtig auf die NS-Kontinuitäten hinzuweisen, die solche Taten ermöglichten (siehe hierzu eine längere Version dieses Beitrags im a.i.d.a-Archiv) und gleichzeitig aber nicht die Veränderungen in den Reaktionären Strukturen und Denkweisen zu übersehen. Ein Gedenkort, der Aufsehen erregt wäre also ein Anfang. 

Gleichzeitig ist eine Auseinandersetzung mit der eigenen Männlichkeit und den eigenen verdrängten homoerotischen Anteilen nötig. Denn diese schlagen können sonst in Homophobie umschlagen.

Eine längere Version des Textes erscheint beim a.i.d.a.-Archiv. Danke für die Zusammenarbeit an Robert Andreasch und Leute des Kollektiv.26.

¹ 06.09.2003, Indymedia: Chronologie: Neofaschismus in Senden (Ulm): https://de.indymedia.org/2003/09/61052.shtml 

² 2020, Rechte Umtriebe Ulm: Rechte Umtriebe - Dokumentation Rassistischer und diskriminierender Ereignisse in Ulm und Umgebung; https://rechteumtriebeulm.blackblogs.org/wp-content/uploads/sites/1218/2020/05/Chronik-Rechte-Umtriebe-Ulm-2019-1.pdf 

³ 2019, Rolf Pohl, Offizin-Verlag Hannover, 2. Auflage, Feindbild Frau, S. 299, S. 330 ff, S. 335 

⁴ 2.11.1991, Süddeutsche Zeitung: Rafael Blumenstock vor einem Jahr Opfer einer Bluttat. Der Ulmer Kripo fehlt von den Tätern noch jede Spur

⁵ 15.11.1990, Süddeutsche Zeitung, gh: Nach dem Mord am Münsterplatz noch immer keine heiße Spur

 


Anmerkungen

	[←1
] 

	 Siehe  Gai Dao 2018, Nr. 91.







	[←2
] 

	Wie in dem Zitat richtig dargestellt kommen viele der von den Brüdern Grimm veröffentlichten Geschichten nicht selber von ihnen, sondern sie haben diese gehört und dann aufgeschrieben. Viele Geschichten stammen wohl von Dorothea Viehmann, einer Wirtin eines Gasthauses im heutigen Baunatal. Es ist davon auszugehen, dass die Gebrüder Grimm viele der mündlich überlieferten Märchen angepasst und patriarchalisiert haben. 
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